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Öffentlicher Teil 
 
1. Genehmigung des Protokolls des öffentlichen Teils der Gemein-

deratssitzung am 20.05.2015 
01/2015/0317 

2. Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens zum Einbau einer 
Wohnung im Dachgeschoss – Fl.Nr. 1150-5 Gemarkung Epfach – 
Guttenstall 5 

01/2015/0316 

3. Antrag auf Baugenehmigung - Anbau einer Fahrzeugannahme 
und Lagerhalle auf dem Grundstück Leederer Straße 2 

01/2015/0318 

4. Wassergebührenkalkulation 2015 01/2015/0319 

5. Abwassergebührenkalkulation 2015 01/2015/0320 

6. Straßenbau - "An den Linden / Wernher-von-Braun-Straße" - Auf-
bringung des Asphaltfeinbetons - Auftragsvergabe 

01/2015/0321 

7. Straßenbau "Eichat" - Aufbringung des Asphaltfeinbetons - Auf-
tragsvergabe 

01/2015/0312 

8. Errichtung eines Schuppens auf dem Bauhofgelände 01/2015/0322 

9. Antrag der Gemeinde Fuchstal auf immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung nach § 4 BImSchG zur Errichtung und zum Betrieb 
von 4 Windenergieanlagen auf dem Flurstück 3056 der Gemar-
kung Kingholz - Stellungnahme der Gemeinde Denklingen 

01/2015/0323 

10. Tankstelle Lustberg - Einundzwanzigste Änderung des Flächen-
nutzungsplans - Beschlüsse zu den Stellungnahmen nach §§ 4 
Abs. 1, 3 Abs. 1 und 2 und Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 

01/2015/0325 

11. Aufstellung des Bebauungsplans "Tankstelle Lustberg" - Be-
schlüsse zu den Stellungnahmen nach §§ 4 Abs. 1, 3 Abs. 1 und 
2 Abs. 2 BauGB 

01/2015/0326 

12. Ausbau des Breitbandnetzes - Festlegung des auszuschreiben-
den Erschließungsgebiete 

01/2015/0327 

13. Baumaßnahme Alter Friedhof Epfach - Genehmigung des Nach-
tragsangebotes Nr. 2 des Gewerks "Mauern und Freianlagen" 

01/2015/0328 

14. Beschaffung neuer Schutzanzüge für die drei Feuerwehren 01/2015/0324 

 
Erster Bürgermeister Michael Kießling eröffnet um 19:30 Uhr die Sitzung des 
Gemeinderates und stellt die ordnungsgemäße und fristgerechte Ladung sowie die Be-
schlussfähigkeit des Gemeinderates fest. 
Des Weiteren erkundigt er sich nach Einwänden gegen die Tagesordnung. Es werden 
keine vorgetragen. 
  

Öffentliche Sitzung 
 

TOP  1 Genehmigung des Protokolls des öffentlichen Teils der Gemeinde-
ratssitzung am 20.05.2015 
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Sachverhalt: 
 
Das Protokoll des öffentlichen Teils der Gemeinderatssitzung am 20.05.2015 ist den 
Gemeinderatsmitgliedern durch Veröffentlichung im Gremieninformationssystem fol-
gender Anwendungen bekannt: „SessionNet“ und „Mandatos“  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat genehmigt dieses Protokoll.  
 
 
 
Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   
 
 

TOP  2 Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens zum Einbau einer Woh-
nung im Dachgeschoss – Fl.Nr. 1150-5 Gemarkung Epfach – Gutten-
stall 5 

 
Sachverhalt: 
 
Für die Fl.Nr. 1150-5 der Gemarkung Epfach wurde die Genehmigung o.g. Bauvorha-
bens beantragt (Art. 68 BayBO). 
 
Die Errichtung bedarf grundsätzlich der Baugenehmigung, soweit nichts anderes be-
stimmt ist (Art. 55 Abs. 1 BayBO).  
 
Verfahrensfreiheit nach Art. 57 BayBO liegt nicht vor. 
 
Oben genanntes Vorhaben liegt im Außenbereich (§ 35 BauGB) im Geltungsbereich 

eines Flächennutzungsplanes, dessen Gebietsart nach BauNVO Flächen für die Land-

wirtschaft vorsieht. Das Vorhaben ist nicht privilegiert sondern ein sonstiges Vorhaben 

nach § 35 Abs. 2 BauGB. Öffentliche Belange werden nicht beeinträchtigt. 

 
Die Erschließung ist gesichert durch die Zufahrt an einer öffentlichen Verkehrsfläche, 
die zentrale Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung durch Kleinkläranlage. 

 
 
Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen ist zu erteilen. 
 
 
Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   
 
 

TOP  3 Antrag auf Baugenehmigung - Anbau einer Fahrzeugannahme und 
Lagerhalle auf dem Grundstück Leederer Straße 2 

 
Sachverhalt: 
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Für die Fl.Nr. 151 der Gemarkung Denklingen wurde die Genehmigung o.g. Bauvorha-
bens beantragt (Art. 68 BayBO).  
 
Die Errichtung bedarf grundsätzlich der Baugenehmigung, soweit nichts anderes be-
stimmt ist (Art. 55 Abs. 1 BayBO).  
 
Verfahrensfreiheit nach Art. 57 BayBO liegt nicht vor. 
 
Oben genanntes Vorhaben liegt im Innenbereich (§ 34 BauGB). Die Gebietsart ent-
spricht hier einem Mischgebiet (MI). Nach § 6 BauNVO sind dort Wohn- und Geschäfts-
gebäude, sowie sonstige Gewerbe zulässig.  
Das vorgesehene Maß der baulichen Nutzung und die vorgesehenen überbaubaren 
Grundstücksflächen (Baulinie/Baugrenze) fügen sich in die Eigenart der näheren Um-
gebung ein.  
 
Die Erschließung ist gesichert durch die Zufahrt an einer öffentlichen Verkehrsfläche, 
die zentrale Wasserversorgung und zentrale Abwasserbeseitigung im Trennsystem.  
 
Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen ist zu erteilen.  
 
Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   
 
 

TOP  4 Wassergebührenkalkulation 2015 

 
Sachverhalt: 
 
Die Wassergebührenkalkulation schließt mit 1,01 EUR / m³ ab. Der derzeitige Ver-
kaufspreis beträgt 1,05 EUR / m³. Dieses Kalkulationsergebnis spiegelt auch den leich-
ten Überschuss 2014 in Höhe von 8.528,09 EUR wieder. Der kalkulierte Preis nähert 
sich langsam wieder dem tatsächlichen Verkaufspreis an. Die dadurch vorhandenen 
Rücklagen sorgen Gebührenschwankungen vor, sodass noch geraume Zeit die derzei-
tige Wassergebühr von 1,05 EUR / m³ stabil bleiben kann  
 
 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat genehmigt die vorgelegte Wassergebührenkalkulation, die mit 1,01 
EUR / m³ abschließt. Die darauf beruhenden Buchungen werden ebenfalls genehmigt. 
Die Wassergebührenhöhe wird nicht verändert.  
 
 
Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   
 
 

TOP  5 Abwassergebührenkalkulation 2015 
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Sachverhalt: 
 
Die Abwassergebührenkalkulation schließt mit 0,99 EUR / m³ ab. Damit ist sie wieder 
seit ein paar Jahren unter der satzungsmäßigen Gebühr von 1,25 EUR / m³. Diese Ent-
wicklung beruht auf den Tatsachen, dass die Fehlbeträge abgebaut werden, die Abga-
ben an den Zweckverband zur Abwasserbeseitigung der Fuchstalgemeinden und die 
Beitragseinnahmen sich positiv entwickelt haben. Ob dieser Trend anhält, bleibt abzu-
warten. Zumindest sind stärkere Rücklagen zu erwarten, sodass eine stabile Abwas-
sergebühr für einen erklecklichen Zeitraum möglich erscheint.  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat genehmigt die vorgelegte Abwassergebührenkalkulation, die mit 0,99 
EUR / m³ abschließt. Die darauf beruhenden Buchungen werden ebenfalls genehmigt. 
Die Abwassergebührenhöhe wird nicht verändert.  
 
 
 
 
Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   
 
 

TOP  6 Straßenbau - "An den Linden / Wernher-von-Braun-Straße" - Aufbrin-
gung des Asphaltfeinbetons - Auftragsvergabe 

 
Sachverhalt: 
 

 Diese Maßnahme wurde durch den Gemeinderat in den Haushalt 2015 aufge-
nommen. Mithin wurde sie durch das Ingenieurbüro Wittke, das in diesen beiden 
Bereichen auch die bisherigen Tiefbaumaßnahmen betreute, ausgeschrieben  
 

 Beiliegende Unterlagen: 
 

o Vergabeempfehlung des Ingenieurbüros Wittke 
o Preisspiegel, ausgearbeitet durch Ingenieurbüro Wittke 

 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, dass die Arbeiten auf der Grundlage des Vergabevor-
schlages des Ingenieurbüros Wittke aus Landsberg am Lech vom 20.05.2015 zum Brut-
topreis von 128.893,30 € an die Strommer Tiefbau GmbH aus Schongau zu vergeben 
sind. 
 
 
 
 
Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   
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TOP  7 Straßenbau "Eichat" - Aufbringung des Asphaltfeinbetons - Auftrags-
vergabe 

 
Sachverhalt: 
 

 Diese Maßnahme wurde durch den Gemeinderat in den Haushalt 2015 aufge-
nommen. Mithin wurde sie durch das Ingenieurbüro Buchner, das im Eichat auch 
die bisherigen Tiefbaumaßnahmen betreute, ausgeschrieben  
 

 Beiliegende Unterlagen: 
 

o Vergabeempfehlung des Ingenieurbüros Buchner 
o Preisspiegel, durch das Ingenieurbüro Buchner ausgearbeitet  
o Zustimmung der Fa. Strommer zur Bindefristverlängerung 

 

 Der Gemeinderat vertagte in seiner letzten Sitzung diesen Tagesordnungpunkt. 
Zu den diesbezüglichen Gründen nimmt Herr Buchner wie folgt Stellung: „Im Fall 
der Position 01.02.0002 ( Vorarbeiter mit 4,60 €/h ) handelt es sich um einen 
Fehler der bei der Kalkulation, wahrscheinlich bei der Preisübertragung im Rah-
men der Sekretariatsarbeit aufgetreten ist. Dies wurde auch nach Rücksprache 
mit der Firma Strommer, Herrn Schwarz, bestätigt. Die Firma Strommer steht zu 
diesem Fehler und rechnet im Auftragsfalle den Vorarbeiter auch zu diesem 
Preis ab. Die Firma Strommer auf die Einhaltung der Mindestlöhne hin zu kon-
trollieren gehört nicht zu meinem Aufgabenbereich. Im Rahmen der Angebots-
prüfung ist dieser Preis nach § 25 der VOB als Kalkulationsirrtum zu werten. Ein 
Ausschlußkriterium stellt dieser Irrtum lediglich im Falle eines Unterangebotes 
dar, bei welchem unter Umständen der Auftrag auf Grund von wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten des Auftragnehmers nicht zu Ende geführt werden kann. Da das 
Gesamtangebot aber offensichtlich auskömmlich kalkuliert ist und die Firma 
Strommer sicherlich nicht auf Grund von 5 Regiestunden zu 4,60 €/h in Schiefla-
ge geraten wird, entfällt dieses Argument. Öffentliche Auftraggeber sind laut VOB 
im Regelfall nicht verpflichtet Angebote der Bieter auf Kalkulationsfehler hin zu 
überprüfen, lediglich im Falle eines Angebotes, das für den Bieter offensichtlich 
unzumutbare Folgen nach sich zieht. Im vorliegenden Fall ist dieser Tatbestand 
auch nicht zu werten. An meiner Vergabeempfehlung halte ich aus diesen Grün-
den fest.  
Zu dem Satz über das Angebot der Firma Herbst möchte ich folgendermaßen 
Stellung beziehen. Ich bin bei diesem Satz davon ausgegangen, daß den Ge-
meinderäten von Denklingen das Arbeitsfeld, das die Firma Herbst im eigenen 
Haus abdeckt, bekannt ist. Bei der vorliegenden Ausschreibung ist die Firma 
Herbst gezwungen 52,5 % des Bauvolumens an Subunternehmer zu vergeben, 
da ein Großteil der Arbeiten Asphaltarbeiten sind. Der Subunternehmerzuschlag, 
der vom Hauptunternehmer auf die Subunternehmerleistungen aufgeschlagen 
wird, beträgt in der Regel zwischen 15 %und 17,5%. In der Regel befinden sich 
auch die vom Subunternehmer angebotenen Einheitspreise, außer bei Großbau-
stellen, nicht immer im hart kalkulierten Bereich. Somit ist die Firma Herbst nicht 
in der Lage diesen Arbeitsbereich in Konkurrenz zu den Firmen wie Strommer 
und Klaus anzubieten, die neben einer eigenen Asphaltkolonne auch eine eigene 
Mischanlage besitzen.“ 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, dass die Arbeiten auf der Grundlage des Vergabevor-
schlages des Ingenieurbüros Buchner aus Dießen am Ammersee vom 10.05.2015 zum 
Bruttopreis von 28.130,71 € an die Strommer Tiefbau GmbH aus Schongau zu verge-
ben sind. 
 
 
 
 
 
Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   
 
 

TOP  8 Errichtung eines Schuppens auf dem Bauhofgelände 

 
Sachverhalt: 
 
Gemäß Antrag der Bauhofmitarbeiter und Festlegung des Gemeinderats im Haushalt 
2015 steht die Errichtung eines Schuppens auf dem Bauhofgelände an. Es liegt ein 
diesbezügliches Angebot der Fa. R. Echter Holzbaubetrieb aus Denklingen zum Brutto-
preis von 16.005,50 € vor. Es ist vorgesehen, dass die Bauhofmitarbeiter die Bodenplat-
te selber betonieren. Vorher ist ein Baugenehmigungsverfahren durchzuführen.  
 
 
 
Beschluss: 
 
Es ist der Bauhofschuppen im Rahmen des Angebotes der Fa. R. Echter Holzbaube-
trieb aus Denklingen vom 06.05.2015, Projektnummer 1215243 zu errichten. Dazu ist 
dieses Angebot anzunehmen. Die Bodenplatte wird durch die Bauhofmitarbeiter errich-
tet. Vor Baubeginn ist ein Baugenehmigungsverfahren durchzuführen. Es ist hierzu die 
Fa. Echter zu beauftragen, die Unterlagen zu erstellen.  
 
 
 
Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   
 
 

TOP  9 Antrag der Gemeinde Fuchstal auf immissionsschutzrechtliche Ge-
nehmigung nach § 4 BImSchG zur Errichtung und zum Betrieb von 4 
Windenergieanlagen auf dem Flurstück 3056 der Gemarkung Kingholz 
- Stellungnahme der Gemeinde Denklingen 

 
Sachverhalt: 
 

Die Gemeinde Fuchstal plant im Sachsenrieder Forst (Gemarkung Kingholz) die Errich-
tung von vier Windkraftanlagen. Die vier Windenergieanlagen vom Typ Enercon E-
115/3.000 kW mit einer jeweiligen Nennleistung von 3.000 kW haben eine Nabenhöhe 
von 149 m und einen Rotordurchmesser von 115,7 m. Die Windenergieanlagen sollen 
auf dem Grundstück Fl.Nr. 3056, Gemarkung Kingholz im Gemeindegebiet Fuchstal 
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errichtet werden. Sie liegen damit im Nordwesten des Waldes auf dem westlichen Hö-
henrücken des Ascher Tals.  
 
Die Gemeinde Fuchstal hat einen sachlichen Teil-Flächennutzungsplan zur Steuerung 
der Windkraft auf dem Gebiet der Gemeinden Fuchstal, Reichling und Vilgertshofen 
erlassen, der mit Bescheid des Landratsamtes Landsberg am Lech vom 29.10.2014 
genehmigt wurde und seit dem 30.10.2014 wirksam ist. Die vier geplanten Anlagen lie-
gen innerhalb der Konzentrationsfläche für Windkraftanlagen. Der geplante Standort 
liegt innerhalb forstwirtschaftlich genutzter Waldflächen, die sich im Eigentum der Baye-
rischen Staatsforsten AöR befinden. Die Anlagen sollen nach den Vorstellungen der 
Gemeinde Fuchstal im zweiten Quartal 2016 in Betrieb genommen werden.  
 
Am 14.01.2015 beschloss der Gemeinderat von Denklingen mehrheitlich, als Unter-
nehmer und Investor für Windkraft-Bürgeranlagen auszusteigen und befürwortete den 
Aufhebungsvertrag der von Denklingen und Fuchstal gemeinsam gegründeten GbR 
mehrheitlich. Im Rahmen der Aufstellung des sachlichen Teil-Flächennutzungsplans 
nach § 5 Abs. 2b BauGB zur Steuerung der Windkraft auf dem Gebiet der Gemeinden 
Fuchstal, Reichling und Vilgertshofen hat die Gemeinde Denklingen deutlich gemacht, 
dass sie grundsätzlich die regenerative Energiegewinnung und die Ziele der Energie-
wende unterstützt. Jedoch lehnt die Gemeinde die Errichtung von weiteren Windkraftan-
lagen in der heutigen Situation in der Region Fuchstal, Reichling und Vilgertshofen ab. 
Im Hinblick auf die erheblichen Vergütungskürzungen des neuen EEG für Windenergie-
anlagen ist die Wirtschaftlichkeit neuer Anlagen in Gebieten mit einer im deutschland-
weiten Vergleich nicht sehr guten Windhöffigkeit nicht mehr sichergestellt. Hinzu 
kommt, dass es derzeit an den gesetzlichen Rahmenbedingungen fehlt 
 

- für die dauerhafte Bereitstellung von ausreichender gesicherter Leistung, 
 

- für einen vernünftigen Gleichklang von Netzausbau und Erneuerbaren-Ausbau 
und  

 
- für die Bereitstellung von ausreichend Flexibilität im Stromsystem, z.B. durch 

Speicher, um die zunehmend volatile Erzeugung auszugleichen.  
 
Die Gemeinde Denklingen hat bereits im Auslegungsverfahren des sachlichen Teil-
Flächennutzungsplans die Auffassung vertreten, dass ein weiterer Zubau von Wind-
energieanlagen zum gegenwärtigen Zeitpunkt keinen Sinn macht und abgelehnt wird. 
Vor diesem Hintergrund werden auch die mit der Errichtung neuer Windkraftanlagen 
verbundenen erheblichen Eingriffe in die Natur und das Landschaftsbild als unverhält-
nismäßig abgelehnt.  
 
Mit deutlicher Mehrheit haben sich zudem die Bürger von Denklingen in dem Bürger-
entscheid vom 04.05.2014 gegen einen gemeinsamen Windpark mit der Nachbarge-
meinde Fuchstal ausgesprochen. Über 81% der abgegebenen Stimmen haben dabei 
die folgende Fragestellung bejaht: 
 

„Sind Sie dafür, dass keine weiteren Beschlüsse und Pläne bzgl. der Projektpla-
nung „Windpark der Gemeinde Denklingen“ gefasst werden und kein weiteres 
Geld der Gemeinde und somit der Bürger dafür ausgegeben wird, sowie keine 
weiteren vertraglichen Bindungen eingegangen werden bis  

 die Windmessung abgeschlossen ist, 
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 die Ergebnisse des Raumordnungsverfahrens vorliegen,  

 die Abstandsregelung der Windkraftanlagen zur nächsten Wohnbebauung 
geregelt ist, 

die zukünftige EEG-Umlage durch die Regierung festgelegt worden ist.“ 
 
Zwischenzeitlich hat auch der Bayerische Gesetzgeber mit der Neuregelung des Art. 82 
Abs. 1 - 5 und Art. 83 Abs. 1 der Bayerischen Bauordnung (BayBO), die am 21.11.2014 
in Kraft getreten ist, die sogenannten „10-H-Abstandsregelung“ eingeführt. Nach 10 H 
wären demnach bei über 200 m Höhe der Anlagen Abstände über 2 km Entfernung zur 
nächsten Wohnbebauung erforderlich.  
 
 
2. Bedenken gegen die immissionsschutzrechtliche Genehmigung nach § 4 BImSchG 
zur Errichtung und zum Betrieb der vier Windenergieanlagen  
 
Die Gemeinde Denklingen wendet sich hier gegen die immissionsschutzrechtliche Ge-
nehmigung nach § 4 BImSchG, da dem Vorhaben öffentliche Belange i.S.d. § 35 Abs. 3 
Nr. 5 BauGB entgegenstehen.  
 
Hierzu im Einzelnen: 
 
2.1 Landschaftsbild und Erholung 
 
Im landschaftspflegerischen Begleitplan zum Genehmigungsantrag von Lars Consult 
wird unter Ziffer 4.2 (Seite 10) darauf hingewiesen, dass der Gesamtraum um die ge-
planten vier Windenergieanlagen nicht durch die Windenergienutzung geprägt ist. Die 
Windenergieanlagen werden untertags und nachts weithin sichtbar sein. Ein zentrales 
Problem besteht v.a. in der Hinderniskennzeichnung der Anlagen durch Farbmarkierun-
gen an Turm, Maschinenhaus und Rotorblättern sowie insbesondere durch die nächtli-
che Gefahrenbefeuerung. Unzutreffend wird indessen im landschaftspflegerischen Be-
gleitplan auf Seite 11 der Schluss gezogen, „lediglich vier Windenergieanlagen“ würden 
keine erhebliche Unruhe im Landschaftsbild verursachen. Richtig ist, dass die Anlagen 
weithin sichtbar sind und die Hinderniskennzeichnung die natürliche Eigenart der Land-
schaft erheblich beeinträchtigt. 
 
Ausweislich der vorliegenden Antragsunterlagen liegen die geplanten Standorte der 
WEA 1 bis WEA 4 auf einer Höhe von ca. 754 müNN bis ca. 763 müNN südwestlich 
von Denklingen. Die geplanten Windkraftanlagen werden weithin sichtbar sein, da sie 
die mittlere Baumhöhe von 30 - 40 m für Fichten um ein vielfaches überragen werden 
(Gesamthöhe 206,86 m bei einer Nabenhöhe von 149 m und einem Rotordurchmesser 
von 115,7 m). Sie werden untertags durch ihre Höhe und nachts durch die nächtliche 
Beleuchtung künftig das Landschaftsbild massiv verändern. Der betroffene Waldbereich 
auf dem Riedelrücken wird in seinem Erscheinungsbild verändert.  
 
2.2 Belange des Naturschutzes 
 
Den geplanten vier Windkraftanlagen können die Belange des Naturschutzes i.S.v. § 35 
Abs. 3 Nr. 5 BauGB entgegengehalten werden. Diese Belange beziehen insbesondere 
sonstige „naturschutzbezogene“ fachgesetzliche Anforderungen wie den Artenschutz 
und Biotopschutz nach §§ 37 ff. BNatSchG mit ein (BVerwG, Urteil vom 27.06.2013 - 4 
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C 1.12, ZfBR 2013, 685). Deshalb sind auch die Vorschriften über den Habitat- und Vo-
gelschutz und das Artenschutzrecht als mögliche Genehmigungshindernisse zu prüfen.  
 
Im landschaftspflegerischen Begleitplan zum Genehmigungsantrag wird unter Ziffer 4.1 
(Seite 7 ff.) hervorgehoben, dass aus naturschutzfachlicher und artenschutzrechtlicher 
Sicht unter den nachgewiesenen bzw. potentiell vorkommenden Arten Fledermäuse, die 
Haselmaus, diverse kollisionsgefährdete Vogelarten und Brutvögel sowie Amphibien als 
planungsrelevant anzusehen sind. Dabei wird auf die Untersuchung von Lars Consult 
zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung vom 18.12.2014 Bezug genommen. 
 
Die Bewertung auf Seite 9 ff. des landschaftspflegerischen Begleitplans zum Antrag auf 
BImSchG-Genehmigung ist indessen völlig unzureichend. So wird unter Ziffer 4.1 auf 
Seite 10 im 2. Absatz lapidar ausgeführt: 
 

„Mit 46 festgestellten Brutvogelarten kommt im Sachsenrieder Forst eine relativ ar-
tenreiche Avizönose vor. Besonders zu beachten sind hier Höhlenbrüter wie 
Schwarzspecht, Sperlingskauz oder Raufußkauz. Innerhalb der Rodungsbereiche 
bzw. im 100 m-Umgriff der geplanten Anlagenstandorte sind jedoch weder Nach-
weise saP-relevanter Arten noch geeignete Habitatstrukturen, insbesondere 
Großhöhlen, vorhanden. Daher ist von keiner wesentlichen Beeinträchtigung aus-
zugehen.  

 
Die hier gezogene Schlussfolgerung ist nicht nachvollziehbar. Demgegenüber wird auf 
Seite 16 unter Ziffer 6. des landschaftspflegerischen Begleitplans insoweit relativierend 
ausgeführt: 
 

„Bau- wie auch betriebsbedingt kann es zu optischen und akustischen Störungen 
für Tierarten kommen. Zusätzlich können baubedingt Staub und Abgase Beein-
trächtigungen hervorrufen. Für Fledermäuse kann eine wesentliche Erhöhung des 
Tötungs- und Verletzungsrisikos durch Kollision betriebsbedingt nicht ausge-
schlossen werden. Für kollisionsgefährdete Vogelarten zeigte die Raumnutzungs-
analyse (Lars Consult 2015) kein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko. Jedoch könn-
ten die dauerhaft waldfreien Kranstellflächen von Greifvögeln zur Nahrungssuche 
genutzt werden und es damit anlagenbedingt zu einem erhöhten Tötungsrisiko 
durch Kollision mit den Windenergieanlagen kommen.“ 

 
 
Die unter Ziffer 7.2 des landschaftspflegerischen Begleitplans (vgl. CEF-Maßnahmen, 
Seite 20 ff.) festgesetzten Vermeidungsmaßnahmen beruhen augenscheinlich auf ei-
nem Ermittlungsdefizit im Hinblick auf saP-relevante Arten innerhalb des Rodungsbe-
reichs bzw. im 100 m-Umgriff der geplanten Anlagenstandorte.  
 
Beschluss: 
 
Die Gemeinde Denklingen widerspricht der Erteilung der immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigung nach § 4 BImSchG zur Errichtung und zum Betrieb von vier Windener-
gieanlagen vom Typ Enercon E 115/3.000 kW auf dem Grundstück Fl.Nr. 3056, Ge-
markung Kingholz aufgrund der Tatsache, dass dem geplanten Vorhaben die Belange 
des Naturschutzes, insbesondere des Artenschutzes entgegengehalten werden können 
und das Landschaftsbild massiv beeinträchtigt wird.  
 



 

Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 10.06.2015, Öffentlicher Teil  Seite 11 von 46 

Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   
 
 

TOP  10 Tankstelle Lustberg - Einundzwanzigste Änderung des Flächennut-
zungsplans - Beschlüsse zu den Stellungnahmen nach §§ 4 Abs. 1, 3 
Abs. 1 und 2 und Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 

 
Sachverhalt: 
 
1.0  Keine Einwendungen 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Sg. 610-40, H. Hainz, Schreiben v. 26.07.2013 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Sg. 631-15, H. Ried, Schreiben v. 12.07.2013 
- Bistum Augsburg, bischöfliche Finanzkammer, E-Mail v. 18.07.2013/24.07.2013 
- Katholische Kirchenstiftung, St. Michael, E-Mail v. 24.07.2013 
- Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern, München, Schreiben v. 20.06.2013 
- Wehrbreichsverwaltung Süd, Außenstelle München, Schreiben v. 05.07.2013 
- Handwerkskammer für München und Oberbayern, München, Schreiben v. 

16.07.2013 
- Bayer. Bauernverband, Landsberg, E-Mail. v. 11.07.2013 
- Kreisheimatpflege, Landsberg, Fr. Dr. Weishaar-Kiem, Schreiben v. 31.07.2013 
- Regierung von Oberbayern, - Bergamt Südbayern – München, Schreiben v. 

24.06.2013 
- IHK, Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, München, 

Schreiben v. 26.07.2013 
- Gemeinde Bidingen, Schreiben v. 28.06.2013 
- Gemeinde Altenstadt, Schreiben v. 12.07.2013   
- Markt Kaltental, Schreiben v. 17.07.2013 
- Gemeinde Fuchstal, Schreiben v. 09.07.2013 
- Gemeinde Hohenfurch, Schreiben v. 18.07.2013 
- Gemeinde Osterzell, Schreiben v. 24.06.2013 
 
2.0  Hinweise und Anregungen 
 
2.1 Landratsamt Landsberg, Sg. 41.2 – Technischer Umweltschutz, Landsberg, 
E-Mail v. 25.07.2013 
 
Stellungnahme: 
 
„Zum Bebauungsplan "Tankstelle Lustberghof' wurde eine schalltechnische Untersu-
chung, Bericht-Nr: 824-2013 V02-1 vom Juli 2013 der Fa. C. Hentschel Consult erstellt. 
Die schalltechnische Untersuchung wurde aus immissionsschutzfachlicher Sicht auf 
Vollständigkeit und Plausibilität geprüft. Dabei ergaben sich keine Beanstandungen. 
Unter der Voraussetzung, dass sich in der Nord- und Ostfassade des Betriebsinhaber-
wohnhaus (I0 1.1) kein Immissionsort befindet, kommt der Gutachter unter Berücksich-
tigung der Emissionsansätze gemäß „Kap. 5 Schallemissionen" der schalltechnischen 
Untersuchung zu folgendem Ergebnis: 
 
An den beiden Gebäuden (I0 1.1 und 10 1.2) wird der nach der TA Lärm einschlägige 
Immissionsrichtwert von tags 60 dB(A) durch die Geräuschimmissionen der Tankstelle 
an sämtlichen relevanten Fassaden eingehalten (siehe Abbildung 3 der schalltechni-
schen Untersuchung). Nachts wird der Immissionsrichtwert von 45 dB(A) jedoch nur 
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durch Errichtung einer Schallschutzwand an dem Betriebsinhaberwohnhaus (I0 1.1) an 
sämtlichen relevanten Fassaden eingehalten (siehe Abbildung 8). 
 
Das Spitzenpegelkriterium, wonach einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen den Immissi-
onsrichtwert tagsüber um nicht mehr als 30 dB(A) und nachts um nicht mehr als 20 
dB(A) überschreiten dürfen, ist eingehalten (siehe Abbildung 5). 
 
Die Geräusche durch die Zu- und Abfahrten zu und von der geplanten Nutzung auf den 
öffentlichen Verkehrswegen des Gewerbegebietes sind gemäß 7.4 TA Lärm nicht zu 
berücksichtigen, da durch die geplante Nutzung das Verkehrsaufkommen auf der öf-
fentlichen Straße nicht merklich erhöht wird. 
 
Seitens des Immissionsschutzes werden daher keine Einwendungen gegen den Be-
bauungsplan „Tankstelle Lustberghof' vorgebracht, wenn die o.g. Voraussetzungen und 
die notwendige Schallschutzwand in Form der nachfolgenden Festsetzungen in den 
Bebauungsplan aufgenommen werden: 
 
7.1 
Umgrenzung der Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder Vorkehrungen zum Schutz 
gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes 
(Kennzeichnung siehe Bebauungsplanentwurf vom 08.05.2013): 
In der Nord- und Ostfassade sind sämtliche Fenster von schutzbedürftigen Räumen 
nach DIN 4109, Ausgabe November 1989 als nicht öffnungsfähige Fenster auszufüh-
ren. Die Lüftung von schutzbedürftigen Räumen in diesen Fassaden ist über Fenster in 
der schallabgewandten West- und Südfassade oder über eine Lüftungsanlage sicher-
zustellen. 
 
7.2 
(Kennzeichnung siehe Bebauungsplanentwurf vom 08.05.2013): 
Zu errichtende Lärmschutzwand, Höhe 4,8 m (mind. Oberkante Terrassentür 1.0G), 
Länge 8,6 m {Terrassenbreite +1 m), schallabsorbierend, fugendicht und mit einem Flä-
chengewicht von mind. 10 kg/m2“ 
 
 
Beschluss: 
 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. Für die 21. Flächennutzungsplanän-
derungen sind keine Änderungen und Ergänzungen erforderlich. Die übermittelten 
Festsetzungen zu Ziff. 7.1 und 7.2 werden beim aufzustellenden Bebauungsplan abge-
handelt und dort aufgenommen. 
 
2.2 Landratsamt Landsberg, Untere Naturschutzbehörde, Landsberg, Schrei-
ben v. 18.06.2013 
 
Wesentliche Inhalte der Stellungnahme: 
 
„Die externen Ausgleichsflächen sind genau festzulegen und die durchzuführenden 
Maßnahmen zu beschreiben. Zudem ist der Entwicklungszeitraum festzulegen.“ 
 
Beschluss: 
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Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen und beim aufzustellenden Bebau-
ungsplan abgehandelt.   
 
 
2.3 Landratsamt Landsberg, Untere Abfallbehörde/ Bodenschutzbehörde, 
Landsberg, Schreiben v. 21.06.2013 
 
Stellungnahme: 
 
„Laut aktueller Datenlage des Altlasten-, Bodenschutz-, und Deponieinformationssys-
tems (ABuDIS) für den Landkreis Landsberg am Lech sind keine gefahrenverdächtigen 
Flächen mit erheblichen Bodenbelastungen oder sonstigen Gefahrenpotentialen be-
kannt, die in negativer Weise auf die Wirkungsbereiche Boden – Mensch und Boden – 
Grundwasser in den Geltungsbereich der o.g. Flächennutzungsplanänderung und des 
Bebauungsplanes einwirken können. 
 
Sollten derartige Erkenntnisse beim Planungsträger vorhanden sein, die sich z.B. aus 
einer gewerblichen Vornutzung des Geländes oder aus Auffüllungen ableiten lassen, so 
sind diese gemäß § 5 Abs. 3 Nr. 3 BauGB zu berücksichtigen. In diesem Fall wird emp-
fohlen, die weiteren Maßnahmen entsprechend § 7 Abs. 3, § 47 Abs. 3, § 51 Abs. 1, Nr. 
1 u. 2 KrWG und Art. 1 Satz 1 u.2, Art. 12 BayBodSchG mit der Unteren Abfall-, Boden-
schutzbehörde abzustimmen. 
 
Beschluss: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und noch in Ziff. 5.6 der Begründung zur 
21. Flächennutzungsplanänderung aufgenommen. Im Übrigen war das Gelände früher 
nicht gewerblich oder baulich genutzt. Der Gemeinde Denklingen liegen daher auch 
keine Erkenntnisse vor, dass sich z.B. aus einer gewerblichen Vornutzung des Gelän-
des oder aus Auffüllungen ein entsprechender Altlastenverdacht ableiten lässt. 
 
2.4 Wasserwirtschaftsamt Weilheim, Fr. Götz, Schreiben v. 18.07.2013 
 
Stellungnahme: 
 
„3.1 Grundwasser 
Im Umgriff bzw. Geltungsbereich des Bebauungsplanes bzw. der Flächennutzungs-
planänderung sind keine Grundwassermessstellen des Grundwasserdienstes oder 
Messstellen Dritter vorhanden. Aussagen über den Grundwasserflurabstand können 
daher nicht getroffen werden. 
 
Die Erkundung des Baugrundes obliegt grundsätzlich dem jeweiligen Bauherren, der 
sein Bauwerk bei Bedarf gegen auftretendes Grund- oder Hangwasser sichern muss. 
Sollte wider Erwarten Grundwasser aufgeschlossen werden, ist das Landratsamt 
Landsberg zu benachrichtigen, um ggf. wasserrechtliche Verfahren einzuleiten. 
 
3.2 Lage zu Gewässern 
Oberirdische Gewässer werden durch das Vorhaben nicht berührt. Die geplanten Bau-
flächen liegen hochwasserfrei. Aufgrund der Hanglage ist mit wild abfließendem Wasser 
zu rechnen. Es sind geeignete Schutzmaßnahmen vorzusehen, die ein Eindringen in 
die baulichen Anlagen verhindern. 
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3.3 Altlastenverdachtsflächen 
Im Bereich der geplanten Flächennutzungsplanänderung sowie des Bebauungsplanes 
der Gemeinde sind keine Grundstücksflächen im Kataster gern. Art. 3 Bayer. Boden-
schutzgesetz (BayBodSchG), Stand 14. April 2011 aufgeführt, für die ein Verdacht auf 
Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen besteht. 
Dem Amt liegen keine Informationen über weitere Altlasten oder Verdachtsflächen in 
diesem Bereich vor. Ob geplant ist, bei der Fortschreibung des Katasters Flächen auf-
zunehmen, die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegen, ist beim zuständigen 
Landratsamt zu erfragen. 
Sollten bei den Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffälligkeiten des Bo-
dens festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hin-
deuten, ist unverzüglich das Landratsamt zu benachrichtigen (Mitteilungspflicht gemäß 
Art. 1 BayBodSchG). Der Aushub ist z.B. in dichten Containern mit Abdeckung zwi-
schenzulagern bzw. die Aushubmaßnahme ist zu unterbrechen bis der Entsorgungsweg 
des Materials geklärt ist. 
 
3.4 Wasserversorgung 
Inwieweit die Wasserversorgungsanlagen im Planungsgebiet in qualitativer, quantitati-
ver und technischer Hinsicht sowie hinsichtlich des Schutzes des gewonnenen Trink-
wassers den heutigen Anforderungen entsprechen, ist uns nicht bekannt. Hierzu ist von 
einem Fachbüro eine Stellungnahme einzuholen und vorzulegen. Gegen den Flächen-
nutzungsplan sowie den Bebauungsplan bestehen keine Bedenken, wenn die Wasser-
versorgung nach den heutigen Grundsätzen gesichert werden kann. 
 
3.5 Abwasserentsorgung 
 
3.5.1 Häusliches Schmutzwasser und Schmutzwasser der flüssigkeitsdichten Fahr-
bahn 
 
Für das durch Kohlenwasserstoffe verunreinigte Wasser der flüssigkeitsdichten Fahr-
bahn ist ein Anschluss an die öffentliche Kläranlage erforderlich. Daher ist es u.E. sinn-
voll, auch das häusliche Schmutzwasser an die öffentliche Kläranlage anzuschließen. 
 
3.5.2 Niederschlagswasser 
 
Wasserwirtschaftliches Ziel ist die naturnahe Bewirtschaftung des Niederschlagswas-
sers. Das von Dachflächen und sonstigen versiegelten Bereichen, welche nicht unter 
die „Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über 
Fachbetriebe" fallen, abfließende Niederschlagswasser ist bevorzugt flächenhaft über 
eine geeignete Oberbodenschicht zu versickern. Ist eine flächenhafte Versickerung 
über eine geeignete Oberbodenschicht aus objektiven Gründen nicht möglich, so ist 
eine linienförmige Versickerung z. B. mittels Rigolen herzustellen. 
Die Anforderungen an das erlaubnisfreie schadlose Versickern von gesammeltem Nie-
derschlagswasser sind der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung - NWFreiV - 
und den dazugehörigen technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammel-
tem Niederschlagswasser in das Grundwasser - TRENGW - zu entnehmen. Falls die 
Anforderungen nicht eingehalten werden, ist ein Antrag beim Landratsamt Landsberg 
einzureichen. Entsprechende Informationen finden Sie auf der Homepage des Wasser-
wirtschaftsamt Weilheim im Bereich Service/Veröffentlichungen. 
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Auf die Möglichkeit der Verwendung des Niederschlagswassers als Brauchwasser zur 
Gartenbewässerung und Toilettenspülung wird hingewiesen. Die Errichtung einer Ei-
gengewinnungsanlage ist nach dem AVBWasserV § 3 dem Wasserversorgungsunter-
nehmen zu melden. Es ist sicherzustellen, dass keine Rückwirkungen auf das öffentli-
che Wasserversorgungsnetz entstehen. 
Das auf den Erschließungsstraßen anfallende Niederschlagswasser sollte möglichst 
nicht gesammelt und abgeleitet, sondern an Ort und Stelle breitflächig über die belebte 
Bodenzone versickert werden. Sollte dies nicht durchführbar sein, ist eine alternative 
Versickerung des Niederschlagswassers nach Sammlung, Ableitung und entsprechen-
der Vorbehandlung in Betracht zu ziehen. Einzelheiten zur Bemessung und Gestaltung 
sind den "Richtlinien für die Anlage von Straßen, Teil Entwässerung (RAS-Ew) zu ent-
nehmen. 
Mit dem Hinweis, die Unterlagen zur abschließenden Beurteilung dem WWA vorzule-
gen, besteht Einverständnis. 
 
4       ZUSAMMENFASSUNG 
 
Unter Beachtung o. g. Auflagen bestehen keine Bedenken gegen die vorliegende Flä-
chennutzungsplanänderung.“ 
 
Beschluss: 
 
Zu 3.1, Grundwasser, 3.2 Lage zu Gewässern, 3.3 Altlastenverdachtsflächen, 3.4 Was-
serversorgung und 3.5 Abwasserentsorgung: Die Anregungen werden zur Kenntnis ge-
nommen und beim aufzustellenden Bebauungsplan abgehandelt. Die übermittelten 
Hinweise werden noch in die Begründung unter Punkt („Anregungen aus dem Bauleit-
planverfahren“) aufgenommen. Hierzu gehört insbesondere, dass der Geltungsbereich 
der 21. Flächennutzungsplanänderung an die zentrale Trinkwasserversorgungsanlage 
der Gemeinde Denklingen durch neue und ausreichend dimensionierte Versorgungslei-
tungen angeschlossen ist (Baumaßnahme 2006/2007). Des Weiteren wird dieses An-
wesen auch an die zentrale Abwasserbeseitigungsanlage der Gemeinde Denklingen 
angeschlossen.  
 
2.5 Staatliches Bauamt Weilheim, H. Dr. Streicher, Weilheim, Schreiben v. 
21.04.2015 
 
Stellungnahme: 
 
Diese Stellungnahme bezieht sich insbesondere auf die verkehrliche Erschließung des 
Vorhabens und basiert auf den Ergebnissen der Verkehrstechnischen Untersuchung 
durch Prof. Dr. - Ing. Kurzak (Ergänzung vom 19.02.2015 zur Untersuchung vom 
05.12.2014). 
Nachdem wir zum überarbeiten Grundkonzept bereits am 10.02.2015 per E-Mail unsere 
Zustimmung in Aussicht gestellt hatten, besteht nun mit dem überarbeiteten Erschlie-
ßungskonzept grundsätzlich Einverständnis. 
 
Voraussetzung sind die im Gutachten vom 19.02.2015 erwähnten eingeschränkten 
Fahrbeziehungen, die aus Verkehrssicherheitsgründen unbedingt erforderlich sind. So 
wird das Einbiegen aus der Tankstelle (und damit auch für den Lustberghof) in die B 17 
nur nach rechts zulässig sein. Das bedeutet, wie auch im Gutachten erwähnt, dass die 
Tankstelle nahezu ausschließlich für den Nord-Süd-Verkehr zu konzipieren ist. Für 
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Tankstellen- und Gaststättenkunden aus Richtung Süden, die ihre Fahrt Richtung Nor-
den (bzw. nach Osten I Guttenstall) fortsetzen wollen, stellt dies jedoch eine ungewöhn-
liche und nicht sofort erkennbare Situation dar, die durch bauliche und verkehrsrechtli-
che Maßnahmen zu verdeutlichen ist. 
 
Diese Zustimmung ist daher an mehrere Bedingungen geknüpft: 
 
Die Detailplanung der Tankstelle ist mit uns abzustimmen. Insbesondere die bauliche 
Gestaltung der Verzögerungs- und Beschleunigungsstreifen hat gemäß gültiger stra-
ßenbaulicher Richtlinien zu erfolgen. Das o.g. Rechtsabbiegegebot ist zur Vermeidung 
von verkehrswidrigen Falschfahrten durch geeignete bauliche und ausreichend große 
Einbauten zu untermauern. 
 
Da auf dem Tankstellengrundstück tatsächlich öffentlicher Verkehr stattfindet, dürfen 
nur amtlich zugelassene Verkehrszeichen gemäß StVO verwendet werden. Rechtzeitig 
vor Inbetriebnahme der Tankstelle ist ein Beschilderungs- und Markierungsplan vorzu-
legen und mit den Fachbehörden (Verkehrsbehörde am Landratsamt Landsberg, Poli-
zeiinspektion Landsberg, Staatliches Bauamt Weilheim) abzustimmen. Auch relevante 
Werbeanlagen, die der Orientierung dienen, sind in gleichem Plan einzutragen. In die-
sem Zusammenhang wird besonders auf die RPS 2009 (Richtlinien für die passive Si-
cherheit) hingewiesen, die Verbote für neue Hindernisse (z.B. Masten, Pylone etc.) so-
wie ggf. die Erfordernisse von Absicherungen von Gefahrenstellen enthalten. 
 
Wie bereits in unseren früheren Stellungnahmen erwähnt, kommt im Zuge der 3-streifig 
ausgebauten B 17 zwischen Landsberg und Hohenfurch nicht nur der Verkehrssicher-
heit, sondern auch der Leichtigkeit des Verkehrs und der Verkehrsqualität eine hohe 
Bedeutung zu. Daraus ergibt sich, dass die zulässige Höchstgeschwindigkeit von 100 
km/h als Maßstab für alle sich im Zusammenhang mit der Tankstelle ergebenden Maß-
nahmen gilt. 
 
Oberste Priorität hat jedoch sowohl bei der Planung als auch beim Betrieb der Tankstel-
le die Verkehrssicherheit. Auch künftige von den Fachbehörden für notwendig erachtete 
Maßnahmen (bauliche Korrekturen, Beschilderung und Markierung sowie sonstige Ab-
sicherungen) gehen zu Lasten des Tankstellenbetreibers. 
 
Vorsorglich weisen wir bereits jetzt darauf hin, dass kein Anspruch darauf besteht, dass 
alle momentan vorgesehenen Fahrbeziehungen aufrechterhalten werden. Sollte es, aus 
welchen Gründen auch immer, nach Feststellung der örtlich zuständigen Unfallkommis-
sion zu Beeinträchtigungen der Verkehrssicherheit kommen, müssen wir uns die Option 
der kompletten Richtungstrennung des Nord-Süd- und Süd-Nord-Verkehrs vorbehalten. 
 
Beschluss: 
 
Die Hinweise und Bedingungen des Staatlichen Bauamtes werden noch in die Plan-
zeichnung der 21. Flächennutzungsplanänderung eingearbeitet, ebenso in die Begrün-
dung. Maßgeblich für die rechtsverbindliche Beachtung der Einzelheiten ist zum einen 
der nachfolgende Bebauungsplan, bestehend aus vorhabenbezogenem Bebauungsplan 
und dem parallel durch das Verfahren geführte Vorhabensplan der Tankstelle, die beide 
am Schluss beschlussmäßig behandelt und als Satzung beschlossen werden, ein-
schließlich dem vor dem Satzungsbeschluss verbindlich abzuschließenden und zu un-
terschreibendem Durchführungsvertrag.  
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Dieser wird – soweit die Verkehrssicherheit betroffen – in enger Abstimmung mit dem 
Staatlichen Bauamt schrittweise ausgearbeitet. Dies betrifft insbesondere die sowohl 
bei der Planung als auch beim Betrieb der Tankstelle zu beachtende Verkehrssicherheit 
als oberster Priorität angesichts der Ausbaugeschwindigkeit von 100 km/h der Bundes-
straße 17. Ebenso im Durchführungsvertrag soll vertraglich der Umstand berücksichtigt 
werden, dass kein Anspruch darauf besteht, dass alle momentan vorgesehenen Fahr-
beziehungen aufrechterhalten werden. 
 
Staatliches Bauamt Weilheim, H. Wettering, Weilheim, Schreiben v. 16.12.2014 
 
Stellungnahme: 
 
Diese Stellungnahme bezieht sich ausschließlich auf die verkehrliche Erschließung des 
Vorhabens und basiert auf den Ergebnissen der Verkehrstechnischen Untersuchung 
durch Prof. Dr. - Ing. Kurzak (Ergebnisse Stand: 18.07.2014 und 05.12.2014). Die bei-
den uns vorgelegten Ergebnisse der verkehrstechnischen Untersuchung wurden einge-
hend überprüft und im Wesentlichen mit folgendem Fazit bewertet: 
 
Festzustellen ist, dass die laut Gutachten vom 05.12.2014 einzig vorgesehene Er-
schließung nicht akzeptabel ist. Die von uns bereits ausführlich geschilderte Befürch-
tung, dass die Leistungsfähigkeit und Verkehrssicherheit durch den Tankstellenneubau 
herabgesetzt würde, wurde im Ergebnis des Gutachtens bestätigt. Eine geringfügige 
Herabsetzung der Leistungsfähigkeit könnte unter Umständen noch akzeptiert werden, 
nicht jedoch eine Herabsetzung der Verkehrssicherheit. Auch verkehrsrechtliche Maß-
nahmen, z.B. Geschwindigkeitsbeschränkungen, können einen solchen Mangel zwar 
wieder etwas verbessern, nicht jedoch zufriedenstellend ausgleichen. 
 
Wir bitten zu bedenken, dass die Bewertung „Herabsetzung der Verkehrssicherheit" 
nicht nur eine theoretische Aussage ist, sondern sich in der Unfallstatistik der Folgejah-
re in der Wahrscheinlichkeit signifikant bemerkbar machen würde. Dabei ginge es dann 
mindestens um Sachschäden, schlimmstenfalls auch um für die Betroffenen oft folgen-
reichen Personenschäden. 
 
Nur die im Gutachten vom 18.07.2014 beschriebene und dargestellte Erschließungsva-
riante gemäß Abbildung 3 / Seite 8 erscheint im Ansatz akzeptabel. Doch auch hier 
müssten Details noch verkehrsplanerisch erarbeitet werden. Bei dieser Variante, bei der 
nur der Richtungsverkehr von Nord nach Süd die Tankstelle nutzen könnte (laut Gut-
achten ein Anteil von immerhin ca. 80 %), sehen wir allerdings das Problem des nicht 
eindeutigen und rechtzeitigen Erkennens der Nichterreichbarkeit der Tankstelle für den 
Süd-Nord-Verkehr (mit ca. 20 % auch nicht unerheblich). Voraussetzung wäre hierfür 
zudem eine klare und konsequente Trennung der Fahrbeziehungen zwischen beste-
hendem Gasthof und geplanter Tankstelle. 
 
Außerdem müssten sowohl für die Rechtsabbieger von der B 17 als auch für die 
Rechtseinbieger in die B17 ausreichend lange Verzögerungs- und Beschleunigungs-
streifen geplant werden. 
 
Eine abschließende Beurteilung des Bauleitplanverfahrens ist uns somit auch auf 
Grundlage der verkehrstechnischen Untersuchungsergebnisse noch immer nicht mög-
lich. Voraussetzung für eine abschließende Zustimmung des Straßenbaulastträgers 
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wäre nun eine mit uns abgestimmte Erschließungsvariante, welche die Leistungsfähig-
keit möglichst gar nicht oder nur sehr gering, vor allem jedoch die Verkehrssicherheit 
keinesfalls herabsetzen würde. 
 
Beschluss: 
 
Die Hinweise und Bedingungen des Staatlichen Bauamtes wurden durch die Überarbei-
tung das überarbeitete Gutachten Prof. Dr.-Ing. Kurzak vom 19.02.2015 berücksichtigt. 
Auf den abschließenden Beschluss zur Stellungnahme des Staatlichen Bauamtes vom 
21.04.2015 wird deshalb verwiesen. 
 
Staatliches Bauamt Weilheim, H. Wettering, Weilheim, Schreiben v. 24.07.2013 
 
Stellungnahme: 
 
„Diese Stellungnahme bezieht sich ausschließlich auf die verkehrliche Erschließung des 
Vorhabens. Vorgesehen ist eine Erschließung zur B17 über die bestehende Zufahrt 
zum Lustberghof 
 
Situation (heute) 
Das für die geplante Tankstelle vorgesehene Gebiet liegt nördlich des Gasthofes Lust-
berghof. Der Lustberghof wird seit vielen Jahrzehnten direkt zur B17 erschlossen, die 
Zufahrt stellt eine Sondernutzung gemäß § 8 und § 8a FStrG dar. 
 
Die Zufahrt liegt im Bereich der freien Strecke zwischen den Anschlussstellen der 
Kreisstraßen LL 16 (Denklingen - Epfach) und LL 8 (Neuhof). Dieser Bereich befindet 
sich innerhalb des Wechsels zweier 3-streifig ausgebauter Abschnitte. 
 
Mit erheblichem finanziellem Aufwand und mit großem Planungsengagement wurde die 
B 17 hier aufwändig 3-streifig ausgebaut und jahrzehntelange Unfallhäufungsbereiche 
beseitigt. Die beiden benachbarten Kreuzungen LL8 und insbesondere LL16 waren 
dauerhaft Unfallschwerpunkte, es gab auch einige tödliche Unfälle. Beide Kreuzungen 
wurden verkehrssicher höhenfrei ausgebaut. Die Gemeinde Denklingen forderte mit 
Nachdruck viele Jahre die Entschärfung und setzte sich ganz besonders für den höhen-
freien Ausbau ein. 
 
Die Einmündungen Lustberghof und Guttenstall waren wegen der vergleichsweise ge-
ringen Verkehrsbelastung nicht in so hohem Maße auffällig, doch auch hier gab es etli-
che Unfälle, weswegen diese Einmündungen im Zusammenhang mit vorgenannter 
Maßnahme durch die Anlage von zwei Linksabbiegespuren für die bestehenden Ver-
kehrsverhältnisse verkehrssicher ausgebaut wurde. Unfallauffälligkeiten sind hier seit 
dem nicht bekannt. 
 
Seit Fertigstellung des 3-streifigen Ausbaues in diesem Bereich konnte sowohl die Ver-
kehrssicherheit als auch die Verkehrsqualität enorm gesteigert werden. Eine Geschwin-
digkeitsbeschränkung gibt es auf der freien Strecke nicht, das Geschwindigkeitsniveau 
ist nach Beobachtung relativ hoch. Es ist bekannt, dass die zulässige Höchstgeschwin-
digkeit von 100 km/h häufig überschritten wird, was aber bisher (soweit bekannt gewor-
den) zu keinen nennenswerten Gefahren führte.  
 



 

Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 10.06.2015, Öffentlicher Teil  Seite 19 von 46 

Im Bereich der Kreuzung Lustberghof / Guttenstall liegen die erforderlichen Vorausset-
zungen für ein Tempolimit bisher nicht vor, da die straßenbaulichen Voraussetzungen 
(Lage und Länge der Linksabbiegespuren, Rechtsausfahrbarkeit, ausreichende Sicht-
verhältnisse bezogen auf die derzeitigen Verkehrsverhältnisse) geschaffen wurden. 
 
Situation (geplant) 
 
Eine erlaubnispflichtige Sondernutzung liegt auch für die Zufahrt zur geplanten Tank-
stelle vor, weil die bestehende Zufahrt zum Lustberghof geändert, vor allem aber einem 
„erheblich größeren oder andersartigen Verkehr als bisher" dienen soll (§ 8a Abs. 1 
FStrG). 
 
Es bestehen erhebliche Bedenken, dass sich bei einer Erweiterung der jetzt nur für den 
Gasthof Lustberghof genutzten Zufahrt für eine signifikant höher frequentierte Tankstel-
lenerschließung die Verkehrssicherheit und Verkehrsqualität (Störung des Durchgangs-
verkehrs und seines Geschwindigkeitsniveaus durch Abbiege- und Einbiegevorgänge) 
wesentlich verschlechtern wird. 
 
Im Einzelnen gäbe es folgende problematische Verkehrsbeziehungen, wie sie ohne 
Einschränkung und ohne nennenswerte bauliche Veränderungen vorgesehen sind: 
 
Rechtsabbiegen: Der Ausfahrkeil erlaubt ein relativ zügiges Abbiegen, abhängig aller-
dings vor allem davon, wie das untergeordnete Erschließungskonzept weitergeführt 
wird. Die vorgelegte Planung sieht eine viel zu nah an der B17 befindliche Zufahrt ins 
Tankstellenareal vor. Die Erschließung müsste zunächst soweit wie möglich nach Wes-
ten geführt werden, ohne Ein- oder Ausfahrt ins Tankstellenareal. Die Überlegung, eine 
vollständige und rechtzeitig baulich von der B17 getrennte Rechtsabbiegespur anzule-
gen, könnte Abhilfe schaffen. 
 
Linksabbiegen: Für den Verkehr von Süden kommend gibt es einen Linksabbiegestrei-
fen, der bisher verkehrssicher nutzbar ist. Abhängig davon, wie viele Fahrzeuge, insbe-
sondere LKW hier abbiegen, wird allerdings die Verkehrsqualität des nachfolgenden 
Durchgangsverkehrs durch Geschwindigkeitsdrosselung beeinträchtigt. Es wird eher 
kritisch beurteilt, dass die Länge des Linksabbiegestreifens bei dem zu erwartenden 
Verkehr ausreicht. Außerdem treten Gefahrenmomente auf, in denen über die Gegen-
fahrbahn nach links abgebogen wird. Zwar ist dies eine auch sonst übliche Abbiegesi-
tuation, jedoch entwickelten sich in ähnlichen Fällen häufig Unfallhäufungen durch 
übersehen des Gegenverkehrs. 
 
Einfahren in die B17 in beide Richtungen: Die Zufahrt Lustberghof liegt in einer leichten 
Innenkurve, das gefahrlose Einbiegen in die B17 ist nur möglich, wenn die Lücken im 
B17-Verkehr groß genug sind. In Stoßzeiten erfordert es schon jetzt Geduld der Auto-
fahrer wegen hoher Verkehrsbelastung und dementsprechend wenigen Lücken, um 
gefahrlos ohne Behinderung oder Gefährdung des bevorrechtigten Verkehrs in die 817 
einzufahren. Durch die Lage in einer Innenkurve ist die Sicht auf den von Norden kom-
menden Verkehr immer dann beeinträchtigt, wenn höhere Fahrzeuge, insbesondere 
LKW, nahen und die Sicht auf nachfolgende KFZ nehmen. Dies wird umso gravieren-
der, je näher sich die LKW Richtung Zufahrt bewegen (siehe Fotos). 
 
Bei rechts über den Ausfahrkeil ins Planungsgebiet abbiegenden LKW erhöht sich: das 
Gefahrenmoment, wenn ausfahrwillige KFZ die B17 befahren in dem Glauben, dass 
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hinter dem abbiegenden Fahrzeug keine weiteren KFZ folgen. Eine Sicht auf den Ver-
kehr ist erst wieder möglich, wenn der Rechtsabbieger den Ausfahrkeil (oder eine an-
gedachte Rechtsabbiegespur) vollständig verlassen hat. 
 
Linkseinbiegen Richtung Nord: Zu den unter c) genannten Bedenken erhöht sich die 
Schwierigkeit nach geeigneten Lücken im Verkehr, weil beide Fahrtrichtungen relevant 
sind. Erfahrungsgemäß wird die Risikobereitschaft nach längerer Wartezeit größer, 
auch in kleinere Lücken verkehrsgefährdend einzufahren. Für den bevorrechtigten Ver-
kehr wird es durch langsam beschleunigende Fahrzeuge zu Störungen und Bremsvor-
gängen kommen auf Grund des hohen, bisher aber unproblematischen Geschwindig-
keitsniveaus. Besondere Gefahrenmomente können auftreten, wenn einem ausfahrwil-
ligen KFZ von einem auf dem Linkabbiegestreifen befindlichen LKW die Vorfahrt ange-
boten wird, da der nachfolgende Verkehr in nördlicher Richtung durch den LKW völlig 
verdeckt wird. 
 
Rechtseinbiegen Richtung Süd: Zu den unter c) genannten Bedenken verstärkt sich die 
Wahrscheinlichkeit einer Störung des bevorrechtigten Verkehrs Richtung Süd, da ins-
besondere einbiegende LKW meist aus dem Stand heraus beschleunigen müssen und 
dadurch bei der hohen Verkehrsdichte häufig Störungen und Bremsvorgänge verursa-
chen würden. Es kann bereits heute beobachtet werden, dass rechts in die B17 einbie-
gende Sattelzüge die Linksabbiegespur des Gegenverkehrs mitbenutzen müssen (sie-
he Fotos). Die Schleppkurven erscheinen bei einer höheren Frequentierung der jetzigen 
Zufahrt ungeeignet. Abhilfe könnte nur die Anlage eines regelkonformen Beschleuni-
gungsstreifens schaffen, wie diese auch bei den benachbarten Knotenpunkten angelegt 
wurden. 
 
Kreuzungsverkehr: Einheimische von Epfach kommend könnten diese kürzeste Verbin-
dung zur Tankstelle vermehrt nutzen. Dadurch käme es zu einer ungewünschten und 
die Verkehrssicherheit beeinträchtigenden Zunahme des Kreuzungsverkehrs von Gut-
tenstall zur Tankstelle. 
 
Fazit 
 
Eine abschließende Beurteilung ist uns auf Grundlage der uns zur Verfügung stehen-
den Unterlagen im Bauleitplanverfahren derzeit nicht möglich. Es muss befürchtet wer-
den, dass sich bei einer Realisierung des bisher geplanten Vorhabens der Knotenpunkt 
zu einem Unfallschwerpunkt mit daraus resultierenden volkswirtschaftlichen Schäden 
entwickelt. 
Wir bitten deshalb um Zusendung eines Nachweises zur Leistungsfähigkeit und Ver-
kehrssicherheit auf Grundlage der letzten amtlichen Verkehrszählergebnisse und des 
zu erwartenden zusätzlichen Erschließungsverkehrs, der uns eine abschließende Stel-
lungnahme erlaubt.“ 
 
(Zur Info für GR; überholt durch letzte Stellungnahme Staatliches Bauamt) 
 
Beschluss: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Ergebnisse der Untersuchung Prof. 
Dr.-Ing. Kurzak, vom 19.02.2015 überarbeitet 05.12.2014, werden noch in die Planung 
eingearbeitet. Auf den Beschluss zur Stellungnahme vom 21.04.2015 Dr. Streicher, wird 
verwiesen. 



 

Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 10.06.2015, Öffentlicher Teil  Seite 21 von 46 

 
2.6 Regionaler Planungsverband München, Geschäftsstelle, Fr. Demircan,  
E-Mail v. 19.08.2013 
 
Stellungnahme: 
 
„Die Geschäftsstelle des Regionalen Planungsverbandes München teilt mit, dass zum 
o.a. Vorhaben keine regionalplanerischen Bedenken angemeldet werden.“ 
 
Beschluss: 
 
Der Hinweis, dass zum o.a. Vorhaben keine regionalplanerischen Bedenken angemel-
det werden, wird zur Kenntnis genommen. 
 
2.7 Regierung von Oberbayern, Höhere Landesplanungsbehörde, Schreiben v. 
22.07.2013 
 
Stellungnahme: 
 
„Vorhaben 
Das ca. 2,1 ha große Planungsgebiet liegt südöstlich von Denklingen im Außenbereich 
und grenzt unmittelbar westlich an die Bundesstraße 17 an. Hier ist im Bereich der An-
siedlung Guttenstall/Lustberg die Errichtung einer Tankstelle mit Shop geplant, in 
Nachbarschaft zum bestehenden Landgasthaus Lustberg (Gasthaus mit Beherber-
gungsbetrieb). Die nächste Tankstelle besteht ca. 4 km südlich, auf der Ostseite der 
dreistreifig ausgebauten Bundesstraße. 
 
Im Flächennutzungsplan ist der Bereich als Fläche für die Landwirtschaft bzw. als 
Waldgebiet dargestellt. Er soll in ein Sondergebiet Gaststätte Lustberghof (Bestand ca. 
0,42 ha) und in ein Sondergebiet Tankstelle Lustberghof (Planung; ca. 0,3 ha), umge-
ben von Gehölz- und Grünflächen zur Orts- und Landschaftsbildgestaltung, geändert 
werden. 
 
Durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden die bauplanungsrechtlichen 
Voraussetzungen zur Errichtung der Tankstelle geschaffen, wobei der Geltungsbereich 
(ca. 1.1 ha) auch die bestehende Betriebswohnung der Gaststätte (SO Gaststätte Lust-
berghof Betriebswohnung) umfasst. 
 
Bewertung 
 
Das Planungsgebiet liegt im landschaftlichen Vorbehaltsgebiet Lechtal von Kinsau bis 
Landsberg am Lech (RP 14 B 1 1.2.2.02.1). In landschaftlichen Vorbehaltsgebieten 
kommt den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege besonderes Gewicht zu. 
Nach diesen Belangen sollen sich bauliche Infrastrukturen richten. (vgl. RP 14 B 1 
1.2.1) Da die geplante Tankstelle das Landschaftsbild jedoch negativ verändern wird 
und Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes anzunehmen sind (vgl. Umweltbericht), 
wirken die Belange insgesamt negativ. 
 
In der Gesamtabwägung ist positiv zu gewichten, dass der Standort verkehrlich gut er-
schlossen ist und im Zufahrtsbereich keine baulichen Maßnahmen erforderlich sind (vgl. 
LEP B V 1.1.1 (G)). Es fällt jedoch auf, dass keine LKW-Stellplätze vorgesehen sind. 
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Im Hinblick auf die Immissionsproblematik zwischen Gaststätte, insbesondere Be-
triebswohnung und der Tankstelle, sollte die Planung mit der zuständigen Fachbehörde 
abgestimmt werden (vgl. LEP B V 6 (G), LEP B V 6.1 (G)). 
 
Der entscheidende Aspekt aus hiesiger Sicht ergibt sich durch die abgesetzte Lage des 
Planungsgebietes ohne Verbindung zum Siedlungszusammenhang. Gemäß dem LEP-
Ziel B VI 1.1 sollen Neubauflächen möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungsein-
heiten ausgewiesen werden, um eine Zersiedelung der Landschaft zu vermeiden. Eine 
Bauleitplanung in isolierter Lage, im bisher nicht überplanten Außenbereich widerspricht 
dem LEP-Ziel. Das Bestandsanwesen (Gaststätte Lustberghof) eignet sich nicht zur 
Anbindung. Eine Ausnahme von dem Ziel kommt nicht in Betracht, da keine Anhalts-
punkte für eine besondere Fallgestaltung vorliegen, wonach eine Anbindung an beste-
hende geeignete Siedlungseinheiten nicht möglich wäre. (Gern. BauNVO sind Tankstel-
len beispielsweise in Industrie-, Gewerbe-, Misch- und Dorfgebieten und ausnahmswei-
se in Allgemeinen Wohngebieten zulässig.) 
 
Trotz den vorgesehenen intensiven Maßnahmen zur Eingrünung der Tankstelle, kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass die Bauflächen einen Ansatzpunkt für weitere Sied-
lungstätigkeit im Außenbereich schaffen würden. Damit würde einer weiteren Zersiede-
lung der Landschaft Vorschub geleistet. 
 
Gesamtergebnis 
 
Die Planung steht in Konflikt mit dem LEP-Ziel B VI 1.1 und entspricht nicht den Erfor-
dernissen der Raumordnung. 
 
Beschluss: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Aus gemeindlicher Sicht ist der Tankstellenstandort aus Gründen eines sparsamen 
Umgangs mit Grund und Boden und einer wirtschaftlichen, nachhaltigen Anlage im Be-
reich Lustberg städtebaulich und landschaftsplanerisch durchaus sinnvoll. 
 
Als Alternative böte sich aus Sicht der Gemeinde Denklingen zum einen der Standort 
am höhenfreien Knoten der Kreisstraße Denklingen – Epfach an der B 17 an: ebenfalls 
Außenbereich; große Flächeninanspruchnahme wegen Neuentwicklung; exponierte 
Lage in der freien Landschaft. 
 
Zum anderen wäre als weiterer Standort nördlich davon der Bereich „Am Gut“ an der 
Verbindungsstraße nach Denklingen/ Fa. Hirschvogel (Dr.-Manfred-Hirschvogel-Straße) 
an. Auch dieser Standort liegt ebenfalls im Außenbereich ohne Anbindung an relevante 
Siedlungseinheiten; die zu entwickelnde Baufläche wäre nach Norden deutlich expo-
nierter wie der Standort Lustberg. Auch der Belang des dortigen Bodendenkmals „Via 
Claudia“ spricht gegen diesen Standort. 
 
Den Tankstellenstandort in Denklingen selbst in den Ortsbereich (Misch- oder Gewer-
begebiet) oder an das Gewerbe- und Industriegebiet Hirschvogel zu verlagern, ist aus 
Gründen der wirtschaftlichen Tragfähigkeit und der Nachhaltigkeit im Vergleich zur Ent-
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wicklung der Tankstellenstandorte allgemein unrealistisch, da dort die Angebundenheit / 
Erschließung an eine tangierende Hauptverkehrsstraße nicht gegeben ist.  
 
Nach Auffassung der Gemeinde Denklingen liegt der im LEP, Kapitel 3 „Siedlungsstruk-
tur“, Ziff. 3.3 (Z), S. 41 genannter Ausnahmetatbestand des ersten Spiegelstrichs vor, 
da ein sog. angebundener Standort im Gemeindegebiet Denklingen an einer tangieren-
den Hauptverkehrsstraße (wie B 17) mit entsprechender Frequenz und Potential nicht 
vorliegt.  
 
Der Umweltbericht wird insofern in Punkt „3. Planungsalternativen“ noch ergänzt. 
 
Um die im Umweltbericht festgestellte Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbil-
des im landschaftlichen Vorbehaltsgebiet Lechtal von Kinsau bis Landsberg am Lech 
(RP 14 B I 1.2.2.02.1) weiter zu minimieren, sollen die erforderlichen Ausgleichsflächen 
am Ort des Eingriffs, hier an der eher etwas exponierten Nordseite des Sondergebietes, 
angelegt werden, und nicht wie bisher vom Investor bevorzugt – auf externen gemein-
deeigenen Ausgleichsflächen des Ökokontos. Hierzu wird die Darstellung in der Flä-
chennutzungsplanänderung (Plan, Begründung, Umweltbericht) noch entsprechend 
ergänzt.  
 
Um frühzeitig einen Ansatzpunkt für eine weitere bauliche Entwicklung auszuschließen, 
wurden das Sondergebiet und der vorhabenbezogene Bebauungsplan gewählt. Danach 
kommt das Baurecht für die Tankstelle nicht zum Tragen, wenn keine derartige Einrich-
tung in einem noch im Durchführungsvertrag festzulegenden Zeitraum errichtet wird. Im 
Bebauungsplan ist dies in der Festsetzung Ziff. A.10 „Rückbau- und Entsiegelungsge-
bot“ gemäß § 179 BauGB bereits festgelegt. Das Nähere muss der Durchführungsver-
trag regeln, der aus verfahrensrechtlichen Gründen zwingend vor Satzungsbeschluss 
verbindlich abgeschlossen werden muss. 
 
Abschließend wird darauf hingewiesen, dass die Geschäftsstelle des Regionalen Pla-
nungsverbandes München mit E-Mail vom 19.08.2013 mitgeteilt hat, dass zum o.a. 
Vorhaben keine regionalplanerischen Bedenken angemeldet werden. 
 
2.8 Regierung von Oberbayern, Sachgebiet Brand- und Katastrophenschutz, 
Schreiben v. 25.06.2013 
 
Stellungnahme: 
 
„Bei der Aufstellung und Änderung von Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen 
sind für den durch die Gemeinde sicherzustellenden Brandschutz – Art. 1 des Bayer. 
Feuerwehrgesetzes – grundsätzlich folgende allgemeine Belange des abwehrenden 
Brandschutzes (Durchführung wirksamer Löscharbeiten und Rettung von Personen) zu 
überprüfen und bei Bedarf im Benehmen mit dem Kreisbrandrat durchzuführen: 
 
1. Das Hydrantennetz ist nach dem Merkblatt Nr. 1.9-6 vom 25.04.1994 des Bayer. 
Landesamtes für Wasserwirtschaft bzw. nach den Technischen Regeln des Deutschen 
Vereins des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) – Arbeitsblätter W 331 und W 405 – 
auszubauen. Gegebenenfalls ist der Löschwasserbedarf nach dem Ermittlungs- und 
Richtwertverfahren des ehem. Bayer. Landesamtes für Brand- und Katastrophenschutz 
zu ermitteln. Der Hydrantenplan ist vom Kreisbrandrat gegenzuzeichnen. 
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2. Die Art und Anzahl der Feuerlöscher sind vom Nachweisersteller im Brandschutz-
nachweis festzulegen, nicht von der örtlichen Feuerwehr. 
 
3. Die öffentlichen Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahr-
bahnbreite, Kurvenkrümmungsradien usw. mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit 
und ungehindert befahren werden können. Die Tragfähigkeit muss dazu für Fahrzeuge 
bis 16 t (Achslast 10 t) ausgelegt sein. Hierzu wird auch auf die DIN 14 090 „Flächen für 
die Feuerwehr auf Grundstücken“ verwiesen.  
 
Es muss insbesondere gewährleistet sein, dass Gebäude ganz oder mit teilen in einem 
Abstand von höchstens 50 m von den öffentlichen Verkehrsflächen erreichbar sind (vgl. 
BayBO Art. 5 Satz 4).  
 
4. Aus Aufenthaltsräumen von nicht zu ebener Erde liegenden Geschossen muss die 
Rettung von Personen über zwei voneinander unabhängige Rettungswege gewährleis-
tet sein. Bei baulichen Anlagen ohne besondere Art und Nutzung und einer Bauhöhe 
unterhalb der Hochhausgrenze kann der zweite Rettungsweg auch über die Leitern der 
Feuerwehr sichergestellt werden, wenn die Feuerwehr über das erforderliche Rettungs-
gerät (z.B. Drehleiter DL(K) 23-12 o.a.) verfügt. Sofern innerhalb der Hilfsfrist von 10 
Minuten der zweite Rettungsweg über entsprechend ausreichende Leitern der Feuer-
wehr nicht sichergestellt werden kann, sind zwei voneinander unabhängige bauliche 
Rettungswege (notwendige Treppen) erforderlich. 
 
5. Aus Aufenthaltsräumen von nicht zu ebener Erde liegenden Geschossen muss die 
Rettung von Personen über zwei voneinander unabhängige Rettungswege gewährleis-
tet sein. Bei baulichen Anlagen ohne besondere Art und Nutzung und einer Bauhöhe 
unterhalb der Hochhausgrenze kann der zweite Rettungsweg auch über die Leitern der 
Feuerwehr sichergestellt werden, wenn die Feuerwehr über das erforderliche Rettungs-
gerät (z.B. Drehleiter DL(K) 23-12 o.ä.) verfügt. Sofern innerhalb der Hilfsfrist von 10 
Minuten der zweite Rettungsweg über entsprechend ausreichende Leitern der Feuer-
wehr nicht sichergestellt werden kann, sind zwei voneinander unabhängige bauliche 
Rettungswege (notwendige Treppen) erforderlich. 
 
6. Bei Aufenthaltsräumen im Dachgeschoss müssen die notwendigen Fenster mit Lei-
tern der Feuerwehr direkt anleiterbar sein (zweiter Rettungsweg). 
 
Im Übrigen verweisen wir auf die „Planungshilfen“ für die Bauleitplanung“ Fassung 
2010/2011, herausgegeben von der Obersten Baubehörde im Bayerischen Staatsminis-
terium des Innern, insbesondere auf den Abschnitt II 3 Nr. 32 – Brandschutz-.“ 
 
Beschluss: 
 
Die Hinweise werden in die Begründung unter Punkt („Anregungen aus dem Bauleit-
planverfahren“) aufgenommen. Im Übrigen stellt die Gemeinde Denklingen klar, dass 
das Siedlungsgebiet „Lustberg“ in den Kalenderjahren 2006/2007 ein neues Wasser- 
und Hydrantennetz bekommen hat.  
 
2.9 IHK, Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, Mün-
chen 
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„Mit dem dargelegten Planvorhaben, das die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Errichtung einer Tankstelle schaffen soll, besteht Einverständnis. Es sind keine 
städtebaulichen oder ortsplanerischen Einwende oder Hindernisse zu erkennen, die 
gegen die Ausweisung des Plangebietes als Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestim-
mung „Tankstelle" bzw. „Betriebswohnung" sprächen.“ 
 
Beschluss: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
2.10 LEW Verteilnetz GmbH, Buchloe, H. Heider, Schreiben v. 17.07.2013 
 
Stellungnahme: 
 
„Bestehende Versorgungsanlagen: 
Das Anwesen Gaststätte „Lustberghof' wird über eine 1-kV-Freileitung elektrisch ver-
sorgt. Im beigelegten Ortsnetzplan ist die Leitung zeichnerisch dargestellt. 
 
Weitere elektrische Versorgungsanlagen bestehen innerhalb des ausgewiesenen Gel-
tungsbereiches nicht. 
 
Zukünftige  Stromversorgung: 
 
Die elektrische Versorgung  des Sondergebietes „Tankstelle Lustberg" ist nach ent-
sprechender Erweiterung unseres Versorgungsnetzes  gesichert. Wir werden den An-
schluss individuell nach elektrischem Leistungsbedarf erstellen. Dazu könnte eventuell 
die Errichtung einer neuen Transformatorenstation notwendig werden. Erst nach Vorlie-
gen konkreter Planungen können wir genaue Aussagen hierzu treffen.“ 
 
Beschluss: 
 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. Für die 21. Flächennutzungsplanän-
derungen sind keine Änderungen und Ergänzungen erforderlich. Die übermittelten 
Festsetzungen Ziff. 7.1 und 7.2 werden beim aufzustellenden Bebauungsplan abge-
handelt und dort aufgenommen. 
 
3.0 Anregungen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
3.1 Herr Willi Maier, Guttenstall 4a, 86920 Epfach, Schreiben v. 19.10.2011 
 
Stellungnahme: 
 
„Aufgrund eines fehlenden Verkehrskonzepts zur geplanten Tankstelle Lustberg lege 
ich Widerspruch gegen die Flächennutzungsplanänderung und Bebauungsplan "Tank-
stelle Lustberg" ein. 
 
Mir geht es nicht um die Nutzung des Areals am Lustberg, aber es ist nicht zu überse-
hen, dass hier ein neuer Unfallschwerpunkt an der Zufahrt zu meinem Anwesen ge-
schaffen wird. 
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Wie sich bereits an der Araltankstelle Kinsau gezeigt hat, ist die Anbindung einer Tank-
stelle an der B 17 ohne Eingriff in den Verkehr nicht möglich. 
 
Nach dem 3-streifigen Ausbau der B 17 wurde dort für kurze Zeit die Geschwindigkeits-
begrenzung aufgehoben, aber schon nach kurzer Zeit und häufigen Unfällen musste 
erneut eine Begrenzung auf 80 Km/h eingeführt werden, obwohl in Kinsau aufgrund der 
Kurven und Einmündungen der Verkehr schon langsamer läuft als am Lustberg. 
 
Durch den zu erwartenden Tankverkehr von Epfach und östlich gelegene Gemeinden 
nimmt der Kreuzungsverkehr zwischen Guttenstaller Weg und Lustberg stark zu und 
das zu einem Zeitpunkt, wo in vielen Gemeinden wie Vilgertshofen und Thaining ein 
direktes überqueren aufgrund schwerer Unfälle verbaut wird. 
 
Durch die sehr kurze Abbiegespur und fehlende Beschleunigungsspur in den Lustberg 
wird die Abbiegespur nach Guttenstall zum Überholen benutzt, dies ist schon jetzt der 
Fall. 
 
Da wir die Einmündung Guttenstall sehr oft befahren, sehe ich nicht ein, warum evtl. 
zuerst ein neuer Unfallschwerpunkt entstehen soll, bevor der Verkehr geregelt wird. 
War doch der Kreuzungsbereich Guttenstall/Lustberg/B 17 vor dem Ausbau ein Unfall-
schwerpunkt mit sehr vielen Toten. 
 
Im Gemeindebereich Denklingen liegen 2 höhenungleiche Kreuzungspunkte, die für die 
Verkehrsanbindung einer Tankstelle oder eines viel frequentierten Gewerbes ideal sind, 
warum werden diese nicht genutzt? 
 
Deshalb fordere ich eine Planung, die die gleiche Sicherheit bietet, z B. Zufahrt über die 
bestehenden Unterführungen oder Untertunnelung. 
 
Eine Untertunnelung der B 17 wäre eine einmalige Chance auch für einen Radweg 
Epfach-Denklingen über Lustberg.“ 
 
Beschluss: 
 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. Es wird auf den Beschluss zum Vor-
bringen des Staatlichen Bauamtes Weilheim verwiesen, in dem die vorgebrachten Si-
cherheitsbedenken, im Detail vorgebracht, behandelt und durch eine von Prof. Dr.-Ing 
Harald Kurzak, München vorgelegte verkehrstechnische Untersuchung für eine Tank-
stellenanlage der B 17 im Bereich Lustberg vom 05.12.2014, Ergänzung vom 
19.02.2015, und mit dem Staatlichen Bauamt Weilheim einvernehmlich vereinbarte grei-
fende Erschließungslösung der Tankstelle nur für den Nord-Süd-Verkehr berücksichtigt 
wurden. Die Ergebnisse des Gutachtens werden in die 21. FN-Änderung und den nach-
folgenden Bebauungsplan eingearbeitet. Das Gutachten wird im weiteren Verfahren der 
Begründung zur 21. Flächennutzungsplanänderung beigefügt.  
 
     
 
Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   
 
Dieses Abstimmungsergebnis gilt für alle o. a. Beschlüsse.    
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TOP  11 Aufstellung des Bebauungsplans "Tankstelle Lustberg" - Beschlüsse 
zu den Stellungnahmen nach §§ 4 Abs. 1, 3 Abs. 1 und 2 Abs. 2 BauGB 

 
Sachverhalt: 
 
1.0  Keine Äußerung bzw. keine Einwendungen 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Sg. 610-40, H. Hainz, Schreiben vom 26.07.2013 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Sg. 631-15, H. Ried, Schreiben vom 12.07.2013 
- Bistum Augsburg, bischöfliche Finanzkammer, E-Mail vom 18.07.2013/24.07.2013 
- Katholische Kirchenstiftung, St. Michael, E-Mail vom 24.07.2013 
- Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern, München, Schreiben vom 20.06.2013 
- Wehrbreichsverwaltung Süd, Außenstelle München, Schreiben vom 05.07.2013 
- Handwerkskammer für München und Oberbayern, München, Schreiben vom 

16.07.2013 
- Bayer. Bauernverband, Landsberg, E-Mail vom 11.07.2013 
- Kreisheimatpflege, Landsberg, Fr. Dr. Weishaar-Kiem, Schreiben vom 31.07.2013 
- Regierung von Oberbayern, - Bergamt Südbayern – München, Schreiben vom 

24.06.2013 
- IHK, Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, München, 

Schreiben vom  26.07.2013 
- Gemeinde Bidingen, Schreiben vom 28.06.2013 
- Gemeinde Altenstadt, Schreiben vom 12.07.2013 
- Markt Kaltental, Schreiben vom 17.07.2013 
- Gemeinde Fuchstal, Schreiben vom 09.07.2013 
- Gemeinde Hohenfurch, Schreiben vom 18.07.2013 
- Gemeinde Osterzell, Schreiben vom 24.06.2013 
 
2.0  Hinweise und Anregungen 
 
2.1 Landratsamt Landsberg, Sg. 41.2 – Technischer Umweltschutz, Landsberg, 
E-Mail vom 25.07.2013 
 
Stellungnahme: 
 
„Zum Bebauungsplan "Tankstelle Lustberghof“ wurde eine schalltechnische Untersu-
chung, Bericht-Nr: 824-2013 V02-1 vom Juli 2013 der Fa. C. Hentschel Consult erstellt. 
Die schalltechnische Untersuchung wurde aus immissionsschutzfachlicher Sicht auf 
Vollständigkeit und Plausibilität geprüft. Dabei ergaben sich keine Beanstandungen. 
 
Unter der Voraussetzung, dass sich in der Nord- und Ostfassade des Betriebsinhaber-
wohnhaus (I0 1.1) kein Immissionsort befindet, kommt der Gutachter unter Berücksich-
tigung der Emissionsansätze gem. „Kap. 5 Schallemissionen" der schalltechnischen 
Untersuchung zu folgendem Ergebnis: 
 
An den beiden Gebäuden (I0 1.1 und I0 1.2) wird der nach der TA Lärm einschlägige 
Immissionsrichtwert von tags 60 dB(A) durch die Geräuschimmissionen der Tankstelle 
an sämtlichen relevanten Fassaden eingehalten (siehe Abbildung 3 der schalltechni-
schen Untersuchung). Nachts wird der Immissionsrichtwert von 45 dB(A) jedoch nur 
durch Errichtung einer Schallschutzwand an dem Betriebsinhaberwohnhaus (I0 1.1) an 
sämtlichen relevanten Fassaden eingehalten (siehe Abbildung 8). 
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Das Spitzenpegelkriterium, wonach einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen den Immissi-
onsrichtwert tagsüber um nicht mehr als 30 dB(A) und nachts um nicht mehr als 20 
dB(A) überschreiten dürfen, ist eingehalten (siehe Abbildung 5). 
 
Die Geräusche durch die Zu- und Abfahrten zu und von der geplanten Nutzung auf den 
öffentlichen Verkehrswegen des Gewerbegebietes sind gemäß 7.4 TA Lärm nicht zu 
berücksichtigen, da durch die geplante Nutzung das Verkehrsaufkommen auf der öf-
fentlichen Straße nicht merklich erhöht wird. 
 
Seitens des Immissionsschutzes werden daher keine Einwendungen gegen den Be-
bauungsplan „Tankstelle Lustberghof“ vorgebracht, wenn die o.g. Voraussetzung und 
die notwendige Schallschutzwand in Form der nachfolgenden Festsetzungen in den 
Bebauungsplan aufgenommen werden: 
 
7.1 
Umgrenzung der Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder Vorkehrungen zum Schutz 
gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes 
(Kennzeichnung siehe Bebauungsplanentwurf vom 08.05.2013): 
In der Nord- und Ostfassade sind sämtliche Fenster von schutzbedürftigen Räumen 
nach DIN 4109, Ausgabe November 1989 als nicht öffnungsfähige Fenster auszufüh-
ren. Die Lüftung von schutzbedürftigen Räumen in diesen Fassaden ist über Fenster in 
der schallabgewandten West- und Südfassade oder über eine Lüftungsanlage sicher-
zustellen. 
 
7.2 
(Kennzeichnung siehe Bebauungsplanentwurf vom 08.05.2013): 
Zu errichtende Lärmschutzwand, Höhe 4,8 m (mind. Oberkante Terrassentür 1.0G), 
Länge 8,6 m {Terrassenbreite +1 m), schallabsorbierend, fugendicht und mit einem Flä-
chengewicht von mind. 10 kg/m2“ 
 
Beschluss: 
 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Die übermittelten Festsetzungen Ziff. 7.1 und 7.2 werden in die in die Festsetzungen 
Ziff. A.7.1 und 7.2 beim aufzustellenden Bebauungsplan im Wortlaut übernommen. Die 
schalltechnische Untersuchung, Bericht-Nr: 824-2013 V02-1 vom Juli 2013 der Fa. C. 
Hentschel Consult wird Bestandteil des Bebauungsplans und der Begründung als Anla-
ge beigefügt. Die Begründung und der Umweltbericht werden entsprechend ergänzt. 
 
2.2 Landratsamt Landsberg, Untere Naturschutzbehörde, Landsberg, Schrei-
ben vom  18.06.2013 
 
Wesentliche Inhalte der Stellungnahme: 
 
„Die externen Ausgleichsflächen sind genau festzulegen und die durchzuführenden 
Maßnahmen zu beschreiben. Zudem ist der Entwicklungszeitraum festzulegen.“ 
 
Beschluss: 
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Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. Um die im Umweltbericht  festgestell-
te und von der Höheren Landesplanungsbehörde auch monierte Beeinträchtigung des 
Orts- und Landschaftsbildes im landschaftlichen Vorbehaltsgebiet Lechtal von Kinsau 
bis Landsberg am Lech (RP 14 B I 1.2.2.02.1) weiter zu minimieren, sind die erforderli-
chen Ausgleichsflächen am Ort des Eingriffs, hier an der eher etwas exponierten Nord-
seite des Sondergebietes, anzulegen. Damit ist eine abschließende Regelung getroffen. 
Der Ausgangszustand wird festgehalten, die durchzuführenden Maßnahmen werden 
noch beschreiben und der Entwicklungszeitraum für die Ausgleichsflächen wird noch 
festgelegt. 
 
2.3 Landratsamt Landsberg, Untere Abfallbehörde/Bodenschutzbehörde, 
Landsberg, Schreiben vom  21.06.2013 
 
Stellungnahme: 
 
„Laut aktuelle Datenlage des Altlasten-, Bodenschutz-, und Deponieinformationssys-
tems (ABuDIS) für den Landkreis Landsberg am Lech sind keine gefahrenverdächtigen 
Flächen mit erheblichen Bodenbelastungen oder sonstigen Gefahrenpotentialen be-
kannt, die in negativer Weise auf die Wirkungsbereiche Boden – Mensch und Boden – 
Grundwasser in den Geltungsbereich der o.g. Flächennutzungsplanänderung und des 
Bebauungsplanes einwirken können. 
 
Sollten derartige Erkenntnisse beim Planungsträger vorhanden sein, die sich z.B. aus 
einer gewerblichen Vornutzung des Geländes oder aus Auffüllungen ableiten lassen, so 
sind diese gemäß § 5 Abs. 3 Nr. 3 BauGB zu berücksichtigen. In diesem Fall wird emp-
fohlen, die weiteren Maßnahmen entsprechend § 7 Abs. 3, § 47 Abs. 3, § 51 Abs. 1, Nr. 
1 u. 2 KrWG und Art. 1 Satz 1 u.2, Art. 12 BayBodSchG mit der Unteren Abfall-, Boden-
schutzbehörde abzustimmen. 
 
Beschluss: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und noch in Ziff. 5.6 der Begründung 
zum Bebauungsplan aufgenommen.  
 
Im Übrigen war das Gelände früher nicht gewerblich oder baulich genutzt. Der Gemein-
de Denklingen liegen daher auch keine Erkenntnisse vor, dass sich z.B. aus einer ge-
werblichen Vornutzung des Geländes oder aus Auffüllungen ein entsprechender Altlas-
tenverdacht ableiten lässt. 
 
2.4 Wasserwirtschaftsamt Weilheim, Fr. Götz, Schreiben vom  18.07.2013 
 
Stellungnahme: 
 
„3.1 Grundwasser 
Im Umgriff bzw. Geltungsbereich des Bebauungsplanes bzw. der Flächennutzungs-
planänderung sind keine Grundwassermessstellen des Grundwasserdienstes oder 
Messstellen Dritter vorhanden. Aussagen über den Grundwasserflurabstand können 
daher nicht getroffen werden. 
 
Die Erkundung des Baugrundes obliegt grundsätzlich dem jeweiligen Bauherren, der 
sein Bauwerk bei Bedarf gegen auftretendes Grund- oder Hangwasser sichern muss. 
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Sollte wider Erwarten Grundwasser aufgeschlossen werden, ist das Landratsamt 
Landsberg zu benachrichtigen, um ggf. wasserrechtliche Verfahren einzuleiten. 
 
3.2 Lage zu Gewässern 
Oberirdische Gewässer werden durch das Vorhaben nicht berührt. Die geplanten Bau-
flächen liegen hochwasserfrei. 
Aufgrund der Hanglage ist mit wild abfließendem Wasser zu rechnen. Es sind geeignete 
Schutzmaßnahmen vorzusehen, die ein Eindringen in die baulichen Anlagen verhin-
dern. 
 
3.3 Altlastenverdachtsflächen 
Im Bereich der geplanten Flächennutzungsplanänderung sowie des Bebauungsplanes 
der Gemeinde sind keine Grundstücksflächen im Kataster gern. Art. 3 Bayer. Boden-
schutzgesetz (BayBodSchG), Stand 14. April 2011 aufgeführt, für die ein Verdacht auf 
Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen besteht. 
Dem Amt liegen keine Informationen über weitere Altlasten oder Verdachtsflächen in 
diesem Bereich vor. Ob geplant ist, bei der Fortschreibung des Katasters Flächen auf-
zunehmen, die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegen, ist beim zuständigen 
Landratsamt zu erfragen. 
Sollten bei den Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffälligkeiten des Bo-
dens festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hin-
deuten, ist unverzüglich das Landratsamt zu benachrichtigen (Mitteilungspflicht gem. 
Art. 1 Bay BodSchG). Der Aushub ist z.B. in dichten Containern mit Abdeckung zwi-
schenzulagern bzw. die Aushubmaßnahme ist zu unterbrechen bis der Entsorgungsweg 
des Materials geklärt ist. 
 
3.4 Wasserversorgung 
Inwieweit die Wasserversorgungsanlagen im Planungsgebiet in qualitativer, quantitati-
ver und technischer Hinsicht sowie hinsichtlich des Schutzes des gewonnenen Trink-
wassers den heutigen Anforderungen entsprechen, ist uns nicht bekannt. Hierzu ist von 
einem Fachbüro eine Stellungnahme einzuholen und vorzulegen. Gegen den Flächen-
nutzungsplan sowie den Bebauungsplan bestehen keine Bedenken, wenn die Wasser-
versorgung nach den heutigen Grundsätzen gesichert werden kann. 
 
3.5 Abwasserentsorgung 
 
3.5.1 Häusliches Schmutzwasser und Schmutzwasser der flüssigkeitsdichten Fahr-
bahn 
 
Für das durch Kohlenwasserstoffe verunreinigte Wasser der flüssigkeitsdichten Fahr-
bahn ist ein Anschluss an die öffentliche Kläranlage erforderlich. Daher ist es u.E. sinn-
voll auch das häusliche Schmutzwasser an die öffentliche Kläranlage anzuschließen. 
 
3.5.2 Niederschlagswasser 
 
Wasserwirtschaftliches Ziel ist die naturnahe Bewirtschaftung des Niederschlagswas-
sers. Das von Dachflächen und sonstigen versiegelten Bereichen, welche nicht unter 
die „Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über 
Fachbetriebe" fallen, abfließende Niederschlagswasser ist bevorzugt flächenhaft über 
eine geeignete Oberbodenschicht zu versickern. Ist eine flächenhafte Versickerung 
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über eine geeignete Oberbodenschicht aus objektiven Gründen nicht möglich, so ist 
eine linienförmige Versickerung z. B. mittels Rigolen herzustellen. 
Die Anforderungen an das erlaubnisfreie schadlose Versickern von gesammeltem Nie-
derschlagswasser sind der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung - NWFreiV - 
und den dazugehörigen technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammel-
tem Niederschlagswasser in das Grundwasser - TRENGW - zu entnehmen. Falls die 
Anforderungen nicht eingehalten werden, ist ein Antrag beim Landratsamt Landsberg 
einzureichen. Entsprechende Informationen finden Sie auf der Homepage des Wasser-
wirtschaftsamt Weilheim im Bereich Service/Veröffentlichungen. 
 
Auf die Möglichkeit der Verwendung des Niederschlagswassers als Brauchwasser zur 
Gartenbewässerung und Toilettenspülung wird hingewiesen. Die Errichtung einer Ei-
gengewinnungsanlage ist nach dem AVBWasserV § 3 dem Wasserversorgungsunter-
nehmen zu melden. Es ist sicherzustellen, dass keine Rückwirkungen auf das öffentli-
che Wasserversorgungsnetz entstehen. 
 
Das auf den Erschließungsstraßen anfallende Niederschlagswasser sollte möglichst 
nicht gesammelt und abgeleitet, sondern an Ort und Stelle breitflächig über die belebte 
Bodenzone versickert werden. Sollte dies nicht durchführbar sein, ist eine alternative 
Versickerung des Niederschlagswassers nach Sammlung, Ableitung und entsprechen-
der Vorbehandlung in Betracht zu ziehen. Einzelheiten zur Bemessung und Gestaltung 
sind den "Richtlinien für die Anlage von Straßen, Teil Entwässerung (RAS-Ew) zu ent-
nehmen. 
 
Mit dem Hinweis, die Unterlagen zur abschließenden Beurteilung dem WWA vorzule-
gen, besteht Einverständnis. 
 
4       ZUSAMMENFASSUNG 
 
Unter Beachtung o. g. Auflagen bestehen keine Bedenken gegen die vorliegende Flä-
chennutzungsplanänderung.“ 
 
Beschluss: 
 
Zu 3.1 Grundwasser, 3.2 Lage zu Gewässern, 3.3 Altlastenverdachtsflächen, 3.4 Was-
serversorgung und 3.5 Abwasserentsorgung: Die Hinweise werden noch in die Begrün-
dung unter Punkt („Anregungen aus dem Bauleitplanverfahren“) aufgenommen. 
 
In der Bebauungsplansatzung werden folgende Hinweise noch in Ziff. B.15. aufgenom-
men: 

- Die Erkundung des Baugrundes obliegt grundsätzlich dem jeweiligen Bauher-
ren, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen auftretendes Grund- oder Hangwas-
ser sichern muss. Sollte wider Erwarten Grundwasser aufgeschlossen wer-
den, ist das Landratsamt Landsberg zu benachrichtigen, um ggf. wasserrecht-
liche Verfahren einzuleiten. 

 
- Aufgrund der Hanglage ist mit wild abfließendem Wasser zu rechnen. Es sind 

geeignete Schutzmaßnahmen vorzusehen, die ein Eindringen in die bauli-
chen Anlagen verhindern. 

 
- Sollten bei den Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffälligkeiten 
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des Bodens festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung 
oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich das Landratsamt zu benachrichtigen 
(Mitteilungspflicht gem. Art. 1 Bay BodSchG). Der Aushub ist z.B. in dichten 
Containern mit Abdeckung zwischenzulagern bzw. die Aushubmaßnahme ist 
zu unterbrechen bis der Entsorgungsweg des Materials geklärt ist. 

 
- Das Siedlungsgebiet „Lustberg“ wurde in Jahren 2006 und 2007 in enger Zu-

sammenarbeit mit dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim an die zentrale 
Trinkwasserversorgungsanlage der Gemeinde Denklingen angeschlossen. 
Mithin bietet diese neue Anlage für den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
Trinkwasser in ausgezeichneter Qualität und eine Versorgung mit technisch 
neuen und bestens dimensionierten Versorgungsanlagen.  

 
- Häusliches Schmutzwasser und Schmutzwasser der flüssigkeitsdichten Fahr-

bahn: Für das durch Kohlenwasserstoffe verunreinigte Wasser der flüssig-
keitsdichten Fahrbahn ist ein Anschluss an die öffentliche Kläranlage erfor-
derlich. Daher ist es sinnvoll, auch das häusliche Schmutzwasser an die öf-
fentliche Kläranlage anzuschließen 

 
- Das von Dachflächen und sonstigen versiegelten Bereichen, welche nicht un-

ter die „Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen und über Fachbetriebe" fallen, abfließende Niederschlagswasser ist 
bevorzugt flächenhaft über eine geeignete Oberbodenschicht zu versickern. 
Ist eine flächenhafte Versickerung über eine geeignete Oberbodenschicht aus 
objektiven Gründen nicht möglich, so ist eine linienförmige Versickerung z. B. 
mittels Rigolen herzustellen. 

 
- Die Anforderungen an das erlaubnisfreie schadlose Versickern von gesam-

meltem Niederschlagswasser sind der Niederschlagswasserfreistellungsver-
ordnung - NWFreiV - und den dazugehörigen technischen Regeln zum schad-
losen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser - 
TRENGW - zu entnehmen. Falls die Anforderungen nicht eingehalten werden, 
ist ein Antrag beim Landratsamt Landsberg einzureichen. 
 

- Auf die Möglichkeit der Verwendung des Niederschlagswassers als Brauch-
wasser zur Gartenbewässerung und Toilettenspülung wird hingewiesen. Die 
Errichtung einer Eigengewinnungsanlage ist nach dem AVBWasserV § 3 dem 
Wasserversorgungsunternehmen zu melden. Es ist sicherzustellen, dass kei-
ne Rückwirkungen auf das öffentliche Wasserversorgungsnetz entstehen. 

 
- Das auf den Erschließungsstraßen anfallende Niederschlagswasser sollte 

möglichst nicht gesammelt und abgeleitet, sondern an Ort und Stelle breitflä-
chig über die belebte Bodenzone versickert werden. Sollte dies nicht durch-
führbar sein, ist eine alternative Versickerung des Niederschlagswassers 
nach Sammlung, Ableitung und entsprechender Vorbehandlung in Betracht 
zu ziehen. Einzelheiten zur Bemessung und Gestaltung sind den "Richtlinien 
für die Anlage von Straßen, Teil Entwässerung (RAS-Ew) zu entnehmen. 

 
2.5 Staatliches Bauamt Weilheim, H. Dr. Streicher, Weilheim, Schreiben vom  
21.04.2015 
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Stellungnahme: 
 
Diese Stellungnahme bezieht sich insbesondere auf die verkehrliche Erschließung des 
Vorhabens und basiert auf den Ergebnissen der Verkehrstechnischen Untersuchung 
durch Prof. Dr. - Ing. Kurzak (Ergänzung vom 19.02.2015 zur Untersuchung vom 
05.12.2014). 
 
Nachdem wir zum überarbeiten Grundkonzept bereits am 10.02.2015 per E-Mail unsere 
Zustimmung in Aussicht gestellt hatten, besteht nun mit dem überarbeiteten Erschlie-
ßungskonzept grundsätzlich Einverständnis. 
 
Voraussetzung sind die im Gutachten vom 19.02.2015 erwähnten eingeschränkten 
Fahrbeziehungen, die aus Verkehrssicherheitsgründen unbedingt erforderlich sind. So 
wird das Einbiegen aus der Tankstelle (und damit auch für den Lustberghof) in die B 17 
nur nach rechts zulässig sein. Das bedeutet, wie auch im Gutachten erwähnt, dass die 
Tankstelle nahezu ausschließlich für den Nord-Süd-Verkehr zu konzipieren ist. Für 
Tankstellen- und Gaststättenkunden aus Richtung Süden, die ihre Fahrt Richtung Nor-
den (bzw. nach Osten I Guttenstall) fortsetzen wollen, stellt dies jedoch eine ungewöhn-
liche und nicht sofort erkennbare Situation dar, die durch bauliche und verkehrsrechtli-
che Maßnahmen zu verdeutlichen ist. 
 
Diese Zustimmung ist daher an mehrere Bedingungen geknüpft: 
 
Die Detailplanung der Tankstelle ist mit uns abzustimmen. Insbesondere die bauliche 
Gestaltung der Verzögerungs- und Beschleunigungsstreifen hat gemäß gültiger stra-
ßenbaulicher Richtlinien zu erfolgen. Das o.g. Rechtsabbiegegebot ist zur Vermeidung 
von verkehrswidrigen Falschfahrten durch geeignete bauliche und ausreichend große 
Einbauten zu untermauern. 
 
Da auf dem Tankstellengrundstück tatsächlich öffentlicher Verkehr stattfindet, dürfen 
nur amtlich zugelassene Verkehrszeichen gemäß StVO verwendet werden. Rechtzeitig 
vor Inbetriebnahme der Tankstelle ist ein Beschilderungs- und Markierungsplan vorzu-
legen und mit den Fachbehörden (Verkehrsbehörde am Landratsamt Landsberg, Poli-
zeiinspektion Landsberg, Staatliches Bauamt Weilheim) abzustimmen. Auch relevante 
Werbeanlagen, die der Orientierung dienen, sind in gleichem Plan einzutragen. In die-
sem Zusammenhang wird besonders auf die RPS 2009 (Richtlinien für die passive Si-
cherheit) hingewiesen, die Verbote für neue Hindernisse (z.B. Masten, Pylone etc.) so-
wie ggf. das Erfordernis von Absicherungen von Gefahrenstellen enthalten. 
 
Wie bereits in unseren früheren Stellungnahmen erwähnt, kommt im Zuge der 3-streifig 
ausgebauten B 17 zwischen Landsberg und Hohenfurch nicht nur der Verkehrssicher-
heit, sondern auch der Leichtigkeit des Verkehrs und der Verkehrsqualität eine hohe 
Bedeutung zu. Daraus ergibt sich, dass die zulässige Höchstgeschwindigkeit von 100 
km/h als Maßstab für alle sich im Zusammenhang mit der Tankstelle ergebenden Maß-
nahmen gilt. 
 
Oberste Priorität hat jedoch sowohl bei der Planung als auch beim Betrieb der Tankstel-
le die Verkehrssicherheit. Auch künftige von den Fachbehörden für notwendig erachtete 
Maßnahmen (bauliche Korrekturen, Beschilderung und Markierung sowie sonstige Ab-
sicherungen) gehen zu Lasten des Tankstellenbetreibers. 
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Vorsorglich weisen wir bereits jetzt darauf hin, dass kein Anspruch darauf besteht, dass 
alle momentan vorgesehenen Fahrbeziehungen aufrechterhalten werden. Sollte es, aus 
welchen Gründen auch immer, nach Feststellung der örtlich zuständigen Unfallkommis-
sion zu Beeinträchtigungen der Verkehrssicherheit kommen, müssen wir uns die Option 
der kompletten Richtungstrennung des Nord-Süd- und Süd-Nord-Verkehrs vorbehalten. 
 
Beschluss: 
 
Die Hinweise und Bedingungen des Staatlichen Bauamtes werden noch in die Plan-
zeichnung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans eingearbeitet, ebenso in die Be-
gründung. Maßgeblich für die rechtsverbindliche Beachtung der Einzelheiten ist zum 
einen der Vorhaben- und Erschließungsplan, bestehend aus vorhabenbezogenem Be-
bauungsplan und dem parallel durch das Verfahren geführte Vorhabensplan der Tank-
stelle, die beide am Schluss beschlussmäßig behandelt und als Satzung beschlossen 
werden, einschließlich dem vor dem Satzungsbeschluss verbindlich abzuschließenden 
und zu unterschreibendem Durchführungsvertrag. 
 
Dieser wird – soweit die Verkehrssicherheit betroffen – in enger Abstimmung mit dem 
Staatlichen Bauamt schrittweise ausgearbeitet. Dies betrifft insbesondere die sowohl 
bei der Planung als auch beim Betrieb der Tankstelle zu beachtende Verkehrssicherheit 
als oberster Priorität angesichts der Ausbaugeschwindigkeit von 100 km/h der Bundes-
straße 17. Ebenso im Durchführungsvertrag soll vertraglich der Umstand berücksichtigt 
werden, dass kein Anspruch darauf besteht, dass alle momentan vorgesehenen Fahr-
beziehungen aufrechterhalten werden. 
 
Die nachfolgenden Hinweise und Bedingungen werden in der Bebauungsplanung be-
rücksichtigt: 

- eingeschränkte Fahrbeziehungen (z.B. Einbiegen aus der Tankstelle (und 
damit auch für den Lustberghof) in die B 17 nur nach rechts; durch bauliche 
und verkehrsrechtliche Maßnahmen zu verdeutlichen), 

- bauliche Gestaltung der Verzögerungs- und Beschleunigungsstreifen gemäß 
gültiger straßenbaulicher Richtlinien, 

- dass nur amtlich zugelassene Verkehrszeichen gemäß StVO verwendet wer-
den dürfen, 

- vor Inbetriebnahme der Tankstelle ist ein Beschilderungs- und Markierungs-
plan vorzulegen und mit den Fachbehörden (Verkehrsbehörde am Landrats-
amt Landsberg, Polizeiinspektion Landsberg, Staatliches Bauamt Weilheim) 
abzustimmen ist, 

- Oberste Priorität hat jedoch sowohl bei der Planung als auch beim Betrieb der 
Tankstelle die Verkehrssicherheit, 

- Auch künftige von den Fachbehörden für notwendig erachtete Maßnahmen 
(bauliche Korrekturen, Beschilderung und Markierung sowie sonstige Absi-
cherungen) gehen zu Lasten des Tankstellenbetreibers. 

- Kein Anspruch besteht darauf, dass alle momentan vorgesehenen Fahrbe-
ziehungen aufrechterhalten werden. Sollte es, aus welchen Gründen auch 
immer, nach Feststellung der örtlich zuständigen Unfallkommission zu Beein-
trächtigungen der Verkehrssicherheit kommen, müssen wir uns die Option der 
kompletten Richtungstrennung des Nord-Süd- und Süd-Nord-Verkehrs vorbe-
halten. 

 
Staatliches Bauamt Weilheim, H. Wettering, Weilheim, Schreiben vom  16.12.2014 
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Stellungnahme: 
Diese Stellungnahme bezieht sich ausschließlich auf die verkehrliche Erschließung des 
Vorhabens und basiert auf den Ergebnissen der Verkehrstechnischen Untersuchung 
durch Prof. Dr. - Ing. Kurzak (Ergebnisse Stand: 18.07.2014 und 05.12.2014). Die bei-
den uns vorgelegten Ergebnisse der verkehrstechnischen Untersuchung wurden einge-
hend überprüft und im Wesentlichen mit folgendem Fazit bewertet: 
Festzustellen ist, dass die laut Gutachten vom 05.12.2014 einzig vorgesehene Er-
schließung nicht akzeptabel ist. Die von uns bereits ausführlich geschilderte Befürch-
tung, dass die Leistungsfähigkeit und Verkehrssicherheit durch den Tankstellenneubau 
herabgesetzt würde, wurde im Ergebnis des Gutachtens bestätigt. Eine geringfügige 
Herabsetzung der Leistungsfähigkeit könnte unter Umständen noch akzeptiert werden, 
nicht jedoch eine Herabsetzung der Verkehrssicherheit. Auch verkehrsrechtliche Maß-
nahmen, z.B. Geschwindigkeitsbeschränkungen, können einen solchen Mangel zwar 
wieder etwas verbessern, nicht jedoch zufriedenstellend ausgleichen. 
Wir bitten zu bedenken, dass die Bewertung „Herabsetzung der Verkehrssicherheit" 
nicht nur eine theoretische Aussage ist, sondern sich in der Unfallstatistik der Folgejah-
re in der Wahrscheinlichkeit signifikant bemerkbar machen würde. Dabei ginge es dann 
mindestens um Sachschäden, schlimmstenfalls auch um für die Betroffenen oft folgen-
reichen Personenschäden. 
Nur die im Gutachten vom 18.07.2014 beschriebene und dargestellte Erschließungsva-
riante gemäß Abbildung 3 / Seite 8 erscheint im Ansatz akzeptabel. Doch auch hier 
müssten Details noch verkehrsplanerisch erarbeitet werden. Bei dieser Variante, bei der 
nur der Richtungsverkehr von Nord nach Süd die Tankstelle nutzen könnte (laut Gut-
achten ein Anteil von immerhin ca. 80 %), sehen wir allerdings das Problem des nicht 
eindeutigen und rechtzeitigen Erkennens der Nichterreichbarkeit der Tankstelle für den 
Süd-Nord-Verkehr (mit ca. 20 % auch nicht unerheblich). Voraussetzung wäre hierfür 
zudem eine klare und konsequente Trennung der Fahrbeziehungen zwischen beste-
hendem Gasthof und geplanter Tankstelle. 
Außerdem müssten sowohl für die Rechtsabbieger von der B 17 als auch für die 
Rechtseinbieger in die B17 ausreichend lange Verzögerungs- und Beschleunigungs-
streifen geplant werden. 
Eine abschließende Beurteilung des Bauleitplanverfahrens ist uns somit auch auf 
Grundlage der verkehrstechnischen Untersuchungsergebnisse noch immer nicht mög-
lich. Voraussetzung für eine abschließende Zustimmung des Straßenbaulastträgers 
wäre nun eine mit uns abgestimmte Erschließungsvariante, welche die Leistungsfähig-
keit möglichst gar nicht oder nur sehr gering, vor allem jedoch die Verkehrssicherheit 
keinesfalls herabsetzen würde. 
 
Beschluss: 
 
Die Hinweise und Bedingungen des Staatlichen Bauamtes wurden durch die Überarbei-
tung das überarbeitete Gutachten Prof. Dr.-Ing. Kurzak vom 19.02.2015 berücksichtigt. 
Auf den abschließenden Beschluss zur Stellungnahme des Staatlichen Bauamtes vom 
21.04.2015 wird deshalb verwiesen. 
 
2.5 Staatliches Bauamt Weilheim, H. Wettering, Weilheim, Schreiben vom  
24.07.2013 
 
Stellungnahme: 
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„Diese Stellungnahme bezieht sich ausschließlich auf die verkehrliche Erschließung des 
Vorhabens. Vorgesehen ist eine Erschließung zur B17 über die bestehende Zufahrt 
zum Lustberghof 
 
Situation (heute) 
Das für die geplante Tankstelle vorgesehene Gebiet liegt nördlich des Gasthofes Lust-
berghof. Der Lustberghof wird seit vielen Jahrzehnten direkt zur B17 erschlossen, die 
Zufahrt stellt eine Sondernutzung gemäß § 8 und § 8a FStrG dar. 
Die Zufahrt liegt im Bereich der freien Strecke zwischen den Anschlussstellen der 
Kreisstraßen LL 16 (Denklingen - Epfach) und LL 8 (Neuhof). Dieser Bereich befindet 
sich innerhalb des Wechsels zweier 3-streifig ausgebauter Abschnitte. 
Mit erheblichem finanziellem Aufwand und mit großem Planungsengagement wurde die 
B 17 hier aufwändig 3-streifig ausgebaut und jahrzehntelange Unfallhäufungsbereiche 
beseitigt. Die beiden benachbarten Kreuzungen LL8 und insbesondere LL16 waren 
dauerhaft Unfallschwerpunkte, es gab auch einige tödliche Unfälle. Beide Kreuzungen 
wurden verkehrssicher höhenfrei ausgebaut. Die Gemeinde Denklingen forderte mit 
Nachdruck viele Jahre die Entschärfung und setzte sich ganz besonders für den höhen-
freien Ausbau ein. 
 
Die Einmündungen Lustberghof und Guttenstall waren wegen der vergleichsweise ge-
ringen Verkehrsbelastung nicht in so hohem Maße auffällig, doch auch hier gab es etli-
che Unfälle, weswegen diese Einmündungen im Zusammenhang mit vorgenannter 
Maßnahme durch die Anlage von zwei Linksabbiegespuren für die bestehenden Ver-
kehrsverhältnisse verkehrssicher ausgebaut wurde. Unfallauffälligkeiten sind hier seit 
dem nicht bekannt. 
Seit Fertigstellung des 3-streifigen Ausbaues in diesem Bereich konnte sowohl die Ver-
kehrssicherheit als auch die Verkehrsqualität enorm gesteigert werden. Eine Geschwin-
digkeitsbeschränkung gibt es auf der freien Strecke nicht, das Geschwindigkeitsniveau 
ist nach Beobachtung relativ hoch. Es ist bekannt, dass die zulässige Höchstgeschwin-
digkeit von 100 km/h häufig überschritten wird, was aber bisher (soweit bekannt gewor-
den) zu keinen nennenswerten Gefahren führte.  
Im Bereich der Kreuzung Lustberghof / Guttenstall liegen die erforderlichen Vorausset-
zungen für ein Tempolimit bisher nicht vor, da die straßenbaulichen Voraussetzungen 
(Lage und Länge der Linksabbiegespuren, Rechtsausfahrbarkeit, ausreichende Sicht-
verhältnisse bezogen auf die derzeitigen Verkehrsverhältnisse) geschaffen wurden. 
 
Situation (geplant) 
Eine erlaubnispflichtige Sondernutzung liegt auch für die Zufahrt zur geplanten Tank-
stelle vor, weil die bestehende Zufahrt zum Lustberghof geändert, vor allem aber einem 
„erheblich größeren oder andersartigen Verkehr als bisher" dienen soll (§ 8a Abs. 1 
FStrG). 
Es bestehen erhebliche Bedenken, dass sich bei einer Erweiterung der jetzt nur für den 
Gasthof Lustberghof genutzten Zufahrt für eine signifikant höher frequentierte Tankstel-
lenerschließung die Verkehrssicherheit und Verkehrsqualität (Störung des Durchgangs-
verkehrs und seines Geschwindigkeitsniveaus durch Abbiege- und Einbiegevorgänge) 
wesentlich verschlechtern wird. 
Im Einzelnen gäbe es folgende problematische Verkehrsbeziehungen, wie sie ohne 
Einschränkung und ohne nennenswerte bauliche Veränderungen vorgesehen sind: 
 
Rechtsabbiegen: Der Ausfahrkeil erlaubt ein relativ zügiges Abbiegen, abhängig aller-
dings vor allem davon, wie das untergeordnete Erschließungskonzept weitergeführt 
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wird. Die vorgelegte Planung sieht eine viel zu nah an der B17 befindliche Zufahrt ins 
Tankstellenareal vor. Die Erschließung müsste zunächst soweit wie möglich nach Wes-
ten geführt werden, ohne Ein- oder Ausfahrt ins Tankstellenareal. Die Überlegung, eine 
vollständige und rechtzeitig baulich von der B17 getrennte Rechtsabbiegespur anzule-
gen, könnte Abhilfe schaffen. 
 
Linksabbiegen: Für den Verkehr von Süden kommend gibt es einen Linksabbiegestrei-
fen, der bisher verkehrssicher nutzbar ist. Abhängig davon, wie viele Fahrzeuge, insbe-
sondere LKW hier abbiegen, wird allerdings die Verkehrsqualität des nachfolgenden 
Durchgangsverkehrs durch Geschwindigkeitsdrosselung beeinträchtigt. Es wird eher 
kritisch beurteilt, dass die Länge des Linksabbiegestreifens bei dem zu erwartenden 
Verkehr ausreicht. Außerdem treten Gefahrenmomente auf, in denen über die Gegen-
fahrbahn nach links abgebogen wird. Zwar ist dies eine auch sonst übliche Abbiegesi-
tuation, jedoch entwickelten sich in ähnlichen Fällen häufig Unfallhäufungen durch 
übersehen des Gegenverkehrs. 
 
Einfahren in die B17 in beide Richtungen: Die Zufahrt Lustberghof liegt in einer leichten 
Innenkurve, das gefahrlose Einbiegen in die B17 ist nur möglich, wenn die Lücken im 
B17-Verkehr groß genug sind. In Stoßzeiten erfordert es schon jetzt Geduld der Auto-
fahrer wegen hoher Verkehrsbelastung und dementsprechend wenigen Lücken, um 
gefahrlos ohne Behinderung oder Gefährdung des bevorrechtigten Verkehrs in die 817 
einzufahren. Durch die Lage in einer Innenkurve ist die Sicht auf den von Norden kom-
menden Verkehr immer dann beeinträchtigt, wenn höhere Fahrzeuge, insbesondere 
LKW, nahen und die Sicht auf nachfolgende KFZ nehmen. Dies wird umso gravieren-
der, je näher sich die LKW Richtung Zufahrt bewegen (siehe Fotos). 
 
Bei rechts über den Ausfahrkeil ins Planungsgebiet abbiegenden LKW erhöht sich: das 
Gefahrenmoment, wenn ausfahrwillige KFZ die B17 befahren in dem Glauben, dass 
hinter dem abbiegenden Fahrzeug keine weiteren KFZ folgen. Eine Sicht auf den Ver-
kehr ist erst wieder möglich, wenn der Rechtsabbieger den Ausfahrkeil (oder eine an-
gedachte Rechtsabbiegespur) vollständig verlassen hat. 
 
Linkseinbiegen Richtung Nord: Zu den unter c) genannten Bedenken erhöht sich die 
Schwierigkeit nach geeigneten Lücken im Verkehr, weil beide Fahrtrichtungen relevant 
sind. Erfahrungsgemäß wird die Risikobereitschaft nach längerer Wartezeit größer, 
auch in kleinere Lücken verkehrsgefährdend einzufahren. Für den bevorrechtigten Ver-
kehr wird es durch langsam beschleunigende Fahrzeuge zu Störungen und Bremsvor-
gängen kommen auf Grund des hohen, bisher aber unproblematischen Geschwindig-
keitsniveaus. Besondere Gefahrenmomente können auftreten, wenn einem ausfahrwil-
ligen KFZ von einem auf dem Linkabbiegestreifen befindlichen LKW die Vorfahrt ange-
boten wird, da der nachfolgende Verkehr in nördlicher Richtung durch den LKW völlig 
verdeckt wird. 
 
Rechtseinbiegen Richtung Süd: Zu den unter c) genannten Bedenken verstärkt sich die 
Wahrscheinlichkeit einer Störung des bevorrechtigten Verkehrs Richtung Süd, da ins-
besondere einbiegende LKW meist aus dem Stand heraus beschleunigen müssen und 
dadurch bei der hohen Verkehrsdichte häufig Störungen und Bremsvorgänge verursa-
chen würden. Es kann bereits heute beobachtet werden, dass rechts in die B17 einbie-
gende Sattelzüge die Linksabbiegespur des Gegenverkehrs mitbenutzen müssen (sie-
he Fotos). Die Schleppkurven erscheinen bei einer höheren Frequentierung der jetzigen 
Zufahrt ungeeignet. Abhilfe könnte nur die Anlage eines regelkonformen Beschleuni-
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gungsstreifens schaffen, wie diese auch bei den benachbarten Knotenpunkten angelegt 
wurden. 
 
Kreuzungsverkehr: Einheimische von Epfach kommend könnten diese kürzeste Verbin-
dung zur Tankstelle vermehrt nutzen. Dadurch käme es zu einer ungewünschten und 
die Verkehrssicherheit beeinträchtigenden Zunahme des Kreuzungsverkehrs von Gut-
tenstall zur Tankstelle. 
 
Fazit 
Eine abschließende Beurteilung ist uns auf Grundlage der uns zur Verfügung stehen-
den Unterlagen im Bauleitplanverfahren derzeit nicht möglich. Es muss befürchtet wer-
den, dass sich bei einer Realisierung des bisher geplanten Vorhabens der Knotenpunkt 
zu einem Unfallschwerpunkt mit daraus resultierenden volkswirtschaftlichen Schäden 
entwickelt. 
Wir bitten deshalb um Zusendung eines Nachweises zur Leistungsfähigkeit und Ver-
kehrssicherheit auf Grundlage der letzten amtlichen Verkehrszählergebnisse und des 
zu erwartenden zusätzlichen Erschließungsverkehrs, der uns eine abschließende Stel-
lungnahme erlaubt.“ 
 
(Zur Info für GR; ggf. überholt durch letzte Stellungnahme Staatliches Bauamt 
 
Beschluss: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Ergebnisse der Untersuchung Prof. 
Dr.-Ing. Kurzak, vom 19.02.2015 überarbeitet 05.12.2014, werden noch in die Planung 
eingearbeitet. Auf den Beschluss zur Stellungnahme vom 21.04.2015 Dr. Streicher, wird 
verwiesen. 
 
2.6 Regionaler Planungsverband München, Geschäftsstelle, Fr. Demircan,  
E-Mail vom 19.08.2013 
 
Stellungnahme: 
 
„Die Geschäftsstelle des Regionalen Planungsverbandes München teilt mit, dass zum 
o.a. Vorhaben keine regionalplanerischen Bedenken angemeldet werden.“ 
 
Beschluss: 
 
Der Hinweis, dass zum o.a. Vorhaben keine regionalplanerischen Bedenken angemel-
det werden, wird zur Kenntnis genommen und noch in die Begründung unter Punkt 
(„Anregungen aus dem Bauleitplanverfahren“) aufgenommen, ebenso in dem gesondert 
ergänzten Punkt 3. Regional- und Landesplanung. 
 
2.7 Regierung von Oberbayern, Höhere Landesplanungsbehörde, Schreiben 
vom  22.07.2013 
 
Stellungnahme: 
 
„Vorhaben 
Das ca. 2,1 ha große Planungsgebiet liegt südöstlich von Denklingen im Außenbereich 
und grenzt unmittelbar westlich an die Bundesstraße 17 an. Hier ist im Bereich der An-
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siedlung Guttenstall/Lustberg die Errichtung einer Tankstelle mit Shop geplant, in 
Nachbarschaft zum bestehenden Landgasthaus Lustberg (Gasthaus mit Beherber-
gungsbetrieb). Die nächste Tankstelle besteht ca. 4 km südlich, auf der Ostseite der 
dreistreifig ausgebauten Bundesstraße. 
Im Flächennutzungsplan ist der Bereich als Fläche für die Landwirtschaft bzw. als 
Waldgebiet dargestellt. Er soll in ein Sondergebiet Gaststätte Lustberghof (Bestand ca. 
0,42 ha) und in ein Sondergebiet Tankstelle Lustberghof (Planung; ca. 0,3 ha), umge-
ben von Gehölz- und Grünflächen zur Orts- und Landschaftsbildgestaltung, geändert 
werden. 
Durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden die bauplanungsrechtlichen 
Voraussetzungen zur Errichtung der Tankstelle geschaffen, wobei der Geltungsbereich 
(ca. 1.1 ha) auch die bestehende Betriebswohnung der Gaststätte (SO Gaststätte Lust-
berghof Betriebswohnung) umfasst. 
 
Bewertung 
Das Planungsgebiet liegt im landschaftlichen Vorbehaltsgebiet Lechtal von Kinsau bis 
Landsberg am Lech (RP 14 B 1 1.2.2.02.1). In landschaftlichen Vorbehaltsgebieten 
kommt den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege besonderes Gewicht zu. 
Nach diesen Belangen sollen sich bauliche Infrastrukturen richten. (vgl. RP 14 B 1 
1.2.1) Da die geplante Tankstelle das Landschaftsbild jedoch negativ verändern wird 
und Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes anzunehmen sind (vgl. Umweltbericht), 
wirken die Belange insgesamt negativ. 
In der Gesamtabwägung ist positiv zu gewichten, dass der Standort verkehrlich gut er-
schlossen ist und im Zufahrtsbereich keine baulichen Maßnahmen erforderlich sind (vgl. 
LEP B V 1.1.1 (G)). Es fällt jedoch auf, dass keine LKW-Stellplätze vorgesehen sind. 
Im Hinblick auf die Immissionsproblematik zwischen Gaststätte, insbesondere Be-
triebswohnung und der Tankstelle, sollte die Planung mit der zuständigen Fachbehörde 
abgestimmt werden (vgl. LEP B V 6 (G), LEP B V 6.1 (G)). 
Der entscheidende Aspekt aus hiesiger Sicht ergibt sich durch die abgesetzte Lage des 
Planungsgebietes ohne Verbindung zum Siedlungszusammenhang. Gemäß dem LEP-
Ziel B VI 1.1 sollen Neubauflächen möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungsein-
heiten ausgewiesen werden, um eine Zersiedelung der Landschaft zu vermeiden. Eine 
Bauleitplanung in isolierter Lage, im bisher nicht überplanten Außenbereich widerspricht 
dem LEP-Ziel. Das Bestandsanwesen (Gaststätte Lustberghof) eignet sich nicht zur 
Anbindung. Eine Ausnahme von dem Ziel kommt nicht in Betracht, da keine Anhalts-
punkte für eine besondere Fallgestaltung vorliegen, wonach eine Anbindung an beste-
hende geeignete Siedlungseinheiten nicht möglich wäre. (Gern. BauNVO sind Tankstel-
len beispielsweise in Industrie-, Gewerbe-, Misch- und Dorfgebieten und ausnahmswei-
se in Allgemeinen Wohngebieten zulässig.) 
Trotz den vorgesehenen intensiven Maßnahmen zur Eingrünung der Tankstelle, kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass die Bauflächen einen Ansatzpunkt für weitere Sied-
lungstätigkeit im Außenbereich schaffen würden. Damit würde einer weiteren Zersiede-
lung der Landschaft Vorschub geleistet. 
 
Gesamtergebnis 
Die Planung steht in Konflikt mit dem LEP-Ziel B VI 1.1 und entspricht nicht den Erfor-
dernissen der Raumordnung. 
 
Beschluss: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Aus gemeindlicher Sicht ist der Tankstellenstandort aus Gründen eines sparsamen 
Umgangs mit Grund und Boden und einer wirtschaftlichen, nachhaltigen Anlage im Be-
reich Lustberg städtebaulich und landschaftsplanerisch durchaus sinnvoll. 
 
Als Alternative böte sich aus Sicht der Gemeinde Denklingen zum einen der Standort 
am höhenfreien Knoten der Kreisstraße Denklingen – Epfach an der B 17 an: ebenfalls 
Außenbereich; große Flächeninanspruchnahme wegen Neuentwicklung; exponierte 
Lage in der freien Landschaft. 
 
Zum anderen wäre als weiterer Standort nördlich davon im Bereich „Am Gut“ an der 
Verbindungsstraße nach Denklingen/ Fa. Hirschvogel (Dr.-Manfred-Hirschvogel-Straße) 
an. Auch dieser Standort liegt ebenfalls im Außenbereich ohne Anbindung an relevante 
Siedlungseinheiten; Die zu entwickelnde Baufläche wäre nach Norden deutlich expo-
nierter wie der Standort Lustberg. Auch der Belang des dortigen Bodendenkmals „Via 
Claudia“ spricht gegen diesen Standort. 
 
Den Tankstellenstandort in Denklingen selbst in den Ortsbereich (Misch- oder Gewer-
begebiet) oder an das Gewerbe- und Industriegebiet Hirschvogel zu verlagern, ist aus 
Gründen der wirtschaftlichen Tragfähigkeit und der Nachhaltigkeit im Vergleich zur Ent-
wicklung der Tankstellenstandorte allgemein unrealistisch, da dort die Angebundenheit 
an eine tangierende Hauptverkehrsstraße nicht gegeben ist.  
 
Nach Auffassung der Gemeinde Denklingen liegt der im LEP, Kapitel 3 „Siedlungsstruk-
tur“, Ziff. 3.3 (Z), S. 41 genannter Ausnahmetatbestand des ersten Spiegelstrichs vor, 
da ein sog. angebundener Standort im Gemeindegebiet Denklingen an einer tangieren-
den Hauptverkehrsstraße (wie B 17) mit entsprechender Frequenz und Potential nicht 
vorliegt.  
 
Der Umweltbericht wird insofern in Punkt „3. Planungsalternativen“ noch ergänzt. 
 
Um die im Umweltbericht festgestellte Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbil-
des im landschaftlichen Vorbehaltsgebiet Lechtal von Kinsau bis Landsberg am Lech 
(RP 14 B I 1.2.2.02.1) weiter zu minimieren, sollen die erforderlichen Ausgleichsflächen 
am Ort des Eingriffs, hier an der eher etwas exponierten Nordseite des Sondergebietes, 
angelegt werden, und nicht wie bisher vom Investor bevorzugt – auf externen gemein-
deeigenen Ausgleichsflächen des Ökokontos. Hierzu wird die Darstellung in der Flä-
chennutzungsplanänderung (Plan, Begründung, Umweltbericht) noch entsprechend 
ergänzt.  
 
LKW-Stellplätze wurden auf Wunsch des Investors nicht vorgesehen. Vorteil daraus ist, 
dass die Flächeninanspruchnahme minimiert ist und das landschaftliche Vorbehaltsge-
biet Lechtal von Kinsau bis Landsberg am Lech weniger beeinträchtigt wird. 
 
Um frühzeitig einen Ansatzpunkt für eine weitere bauliche Entwicklung auszuschließen, 
wurden das Sondergebiet und der vorhabenbezogene Bebauungsplan gewählt. Danach 
kommt das Baurecht für die Tankstelle nicht zum Tragen, wenn keine derartige Einrich-
tung in einem noch im Durchführungsvertrag festzulegenden Zeitraum errichtet wird. Im 
Bebauungsplan ist dies in der Festsetzung Ziff. A.10 „Rückbau- und Entsiegelungsge-
bot“ gem. § 179 BauGB bereits festgelegt. Das Nähere muss der Durchführungsvertrag 
regeln.   



 

Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 10.06.2015, Öffentlicher Teil  Seite 41 von 46 

 
Abschließend wird darauf hingewiesen, dass die Geschäftsstelle des Regionalen Pla-
nungsverbandes München mit E-Mail vom 19.08.2013 mitgeteilt hat, dass zum o.a. 
Vorhaben keine regionalplanerischen Bedenken angemeldet werden. 
 
 
2.8 Regierung von Oberbayern, Sachgebiet Brand- und Katastrophenschutz, 
Schreiben vom 25.06.2013 
 
Stellungnahme: 
 
„Bei der Aufstellung und Änderung von Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen 
sind für den durch die Gemeinde sicherzustellenden Brandschutz – Art. 1 des Bayer. 
Feuerwehrgesetzes – grundsätzlich folgende allgemeine Belange des abwehrenden 
Brandschutzes (Durchführung wirksamer Löscharbeiten und Rettung von Personen) zu 
überprüfen und bei Bedarf im Benehmen mit dem Kreisbrandrat durchzuführen: 
1. Das Hydrantennetz ist nach dem Merkblatt Nr. 1.9-6 vom 25.04.1994 des Bayer. 
Landesamtes für Wasserwirtschaft bzw. nach den Technischen Regeln des Deutschen 
Vereins des Gas- und Wasserfaches e.VOM (DVGW) – Arbeitsblätter W 331 und W 
405 – auszubauen. Gegebenenfalls ist der Löschwasserbedarf nach dem Ermittlungs- 
und Richtwertverfahren des ehem. Bayer. Landesamtes für Brand- und Katastrophen-
schutz zu ermitteln. Der Hydrantenplan ist vom Kreisbrandrat gegenzuzeichnen. 
 
2. Die Art und Anzahl der Feuerlöscher sind vom Nachweisersteller im Brandschutz-
nachweis festzulegen, nicht von der örtlichen Feuerwehr. 
 
3. Die öffentlichen Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahr-
bahnbreite, Kurvenkrümmungsradien usw. mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit 
und ungehindert befahren werden können. Die Tragfähigkeit muss dazu für Fahrzeuge 
bis 16 t (Achslast 10 t) ausgelegt sein. Hierzu wird auch auf die DIN 14 090 „Flächen für 
die Feuerwehr auf Grundstücken“ verwiesen. Es muss insbesondere gewährleistet sein, 
dass Gebäude ganz oder mit teilen in einem Abstand von höchstens 50 m von den öf-
fentlichen Verkehrsflächen erreichbar sind (vgl. BayBO Art. 5 Satz 4). 
 
4. Aus Aufenthaltsräumen von nicht zu ebener Erde liegenden Geschossen muss die 
Rettung von Personen über zwei voneinander unabhängige Rettungswege gewährleis-
tet sein. Bei baulichen Anlagen ohne besondere Art und Nutzung und einer Bauhöhe 
unterhalb der Hochhausgrenze kann der zweite Rettungsweg auch über die Leitern der 
Feuerwehr sichergestellt werden, wenn die Feuerwehr über das erforderliche Rettungs-
gerät (z.B. Drehleiter DL(K) 23-12 o.a.) verfügt. Sofern innerhalb der Hilfsfrist von 10 
Minuten der zweite Rettungsweg über entsprechend ausreichende Leitern der Feuer-
wehr nicht sichergestellt werden kann, sind zwei voneinander unabhängige bauliche 
Rettungswege (notwendige Treppen) erforderlich. 
 
5. Aus Aufenthaltsräumen von nicht zu ebener Erde liegenden Geschossen muss die 
Rettung von Personen über zwei voneinander unabhängige Rettungswege gewährleis-
tet sein. Bei baulichen Anlagen ohne besondere Art und Nutzung und einer Bauhöhe 
unterhalb der Hochhausgrenze kann der zweite Rettungsweg auch über die Leitern der 
Feuerwehr sichergestellt werden, wenn die Feuerwehr über das erforderliche Rettungs-
gerät (z.B. Drehleiter DL(K) 23-12 o.ä.) verfügt. Sofern innerhalb der Hilfsfrist von 10 
Minuten der zweite Rettungsweg über entsprechend ausreichende Leitern der Feuer-
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wehr nicht sichergestellt werden kann, sind zwei voneinander unabhängige bauliche 
Rettungswege (notwendige Treppen) erforderlich. 
 
6. Bei Aufenthaltsräumen im Dachgeschoss müssen die notwendigen Fenster mit Lei-
tern der Feuerwehr direkt anleiterbar sein (zweiter Rettungsweg). 
 
Im Übrigen verweisen wir auf die „Planungshilfen“ für die Bauleitplanung“ Fassung 
2010/2011, herausgegeben von der Obersten Baubehörde im Bayerischen Staatsminis-
terium des Innern, insbesondere auf den Abschnitt II 3 Nr. 32 – Brandschutz- 
 
Beschluss: 
 
Die Hinweise werden in die Begründung unter Punkt („Anregungen aus dem Bauleit-
planverfahren“) aufgenommen. Im Übrigen stellt die Gemeinde Denklingen klar, dass 
das Siedlungsgebiet „Lustberg“ in den Kalenderjahren 2006/2007 ein neues Wasser- 
und Hydrantennetz bekommen hat.   
 
2.9 IHK, Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, Mün-
chen 
 
„Mit dem dargelegten Planvorhaben, das die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Errichtung einer Tankstelle schaffen soll, besteht Einverständnis. Es sind keine 
städtebaulichen oder ortsplanerischen Einwende oder Hindernisse zu erkennen, die 
gegen die Ausweisung des Plangebietes als Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestim-
mung „Tankstelle" bzw. „Betriebswohnung" sprächen.“ 
 
Beschluss: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
2.10 LEW Verteilnetz GmbH, Buchloe, H. Heider, Schreiben vom  17.07.2013 
 
Stellungnahme: 
 
„Bestehende  Versorgungsanlagen 
Das Anwesen Gaststätte „Lustberghof' wird über eine 1-kV-Freileitung elektrisch ver-
sorgt. Im beigelegten Ortsnetzplan ist die Leitung zeichnerisch dargestellt. 
 
Weitere elektrische Versorgungsanlagen bestehen innerhalb des ausgewiesenen Gel-
tungsbereiches nicht. 
 
Zukünftige  Stromversorgung 
Die elektrische Versorgung  des Sondergebietes „Tankstelle Lustberg" ist nach ent-
sprechender  Erweiterung unseres Versorgungsnetzes  gesichert. 
Wir werden den Anschluss individuell nach elektrischem Leistungsbedarf erstellen. Da-
zu könnte eventuell die Errichtung einer neuen Transformatorenstation notwendig wer-
den. Erst nach Vorliegen konkreter Planungen können wir genaue Aussagen hierzu tref-
fen.“ 
 
Beschluss: 
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Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen und in die Begründung aufgenom-
men. 
 
3.0 Anregungen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
3.1 Herr Willi Maier, Guttenstall 4a, 86920 Epfach, Schreiben vom  19.10.2011 
 
Stellungnahme: 
 
„Aufgrund eines fehlenden Verkehrskonzepts zur geplanten Tankstelle Lustberg lege 
ich Widerspruch gegen die Flächennutzungsplanänderung und Bebauungsplan " Tank-
stelle Lustberg" ein. 
 
Mir geht es nicht um die Nutzung des Areals am Lustberg, aber es ist nicht zu überse-
hen, dass hier ein neuer Unfallschwerpunkt an der Zufahrt zu meinem Anwesen ge-
schaffen wird. 
 
Wie sich bereits an der Araltankstelle Kinsau gezeigt hat, ist die Anbindung einer Tank-
stelle an der B 17 ohne Eingriff in den Verkehr nicht möglich. Nach dem 3-streifigen 
Ausbau der B 17 wurde dort für kurze Zeit die Geschwindigkeitsbegrenzung aufgeho-
ben, aber schon nach kurzer Zeit und häufigen Unfällen musste erneut eine Begren-
zung auf 80 Km/h eingeführt werden, obwohl in Kinsau aufgrund der Kurven und Ein-
mündungen der Verkehr schon langsamer läuft als am Lustberg. 
 
Durch den zu erwartenden Tankverkehr von Epfach und östlich gelegene Gemeinden 
nimmt der Kreuzungsverkehr zwischen Guttenstaller Weg und Lustberg stark zu und 
das zu einem Zeitpunkt, wo in vielen Gemeinden wie Vilgertshofen und Thaining ein 
direktes überqueren aufgrund schwerer Unfälle verbaut wird. 
 
Durch die sehr kurze Abbiegespur und fehlende Beschleunigungsspur in den Lustberg 
wird die Abbiegespur nach Guttenstall zum Überholen benutzt, dies ist schon jetzt der 
Fall. 
 
Da wir die Einmündung Guttenstall sehr oft befahren, sehe ich nicht ein, warum evtl. 
zuerst ein neuer Unfallschwerpunkt entstehen soll, bevor der Verkehr geregelt wird. 
War doch der Kreuzungsbereich Guttenstall/Lustberg/B 17 vor dem Ausbau ein Unfall-
schwerpunkt mit sehr vielen Toten. 
 
Im Gemeindebereich Denklingen liegen 2 höhenungleiche Kreuzungspunkte, die für die 
Verkehrsanbindung einer Tankstelle oder eines viel frequentierten Gewerbes ideal sind, 
warum werden diese nicht genutzt? 
 
Deshalb fordere ich eine Planung, die die gleiche Sicherheit bietet, z B. Zufahrt über die 
bestehenden Unterführungen oder Untertunnelung. 
Eine Untertunnelung der B 17 wäre eine einmalige Chance, auch für einen Radweg 
Epfach-Denklingen über Lustberg.“ 
 
Beschluss: 
 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. Es wird auf den Beschluss zum Vor-
bringen des Staatlichen Bauamtes Weilheim verwiesen, in dem die vorgebrachten Si-
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cherheitsbedenken, im Detail vorgebracht, behandelt und durch eine von Prof. Dr.-Ing 
Harald Kurzak, München vorgelegte verkehrstechnische Untersuchung für eine Tank-
stellenanlage der B 17 im Bereich Lustberg vom 05.12.2014, Ergänzung vom 
19.02.2015, und mit dem Staatlichen Bauamt Weilheim einvernehmlich vereinbarte grei-
fende Erschließungslösung der Tankstelle nur für den Nord-Süd-Verkehr berücksichtigt 
wurden. Die Ergebnisse des Gutachtens werden in den vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan eingearbeitet. Das Gutachten wird im weiteren Verfahren der Begründung zur 
21. FNP-Änderung beigefügt. 
Eine Untertunnelung der B 17 im Bereich Lustberghof für einen Radweg Epfach-
Denklingen über Lustberg wäre nach dem erfolgten Ausbau der B 17 enorm kosten- 
und flächenaufwendig. Zum Vorbringen zu einem möglichen anderen Standort wird 
ebenfalls auf die Beschlüsse zu den anderen Stellungnahmen verwiesen.  
 
     
 
Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   
 
Dieses Abstimmungsergebnis gilt für alle o. a. Beschlüsse.  
 
 

TOP  12 Ausbau des Breitbandnetzes - Festlegung des auszuschreibenden Er-
schließungsgebiete 

 
Sachverhalt: 
 
Die Bayerische Staatsregierung hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2018 eine deutliche Ver-
besserung der Breitbandversorgung mit „schnellem Internet“ zu erreichen und stellt der 
Gemeinde Denklingen Fördermittel bis zu 790.000 € zur Verfügung. Die Gemeinde 
Denklingen möchte die Fördermittel nutzen und strebt einen möglichst umfassenden 
Breitbandausbau an, zumal der Gemeinderat aus politischen Gründen kein förderfähi-
ges Gebiet als wichtiger oder unwichtiger einstuft.  
 
Förderfähig sind dabei nur folgende Gebiete: Dienhausen, Weihertalstraße 29 -33, 
Menhofen, Wies 1, Neuhof, Guttenstall, Römerau, Forchau, Lustberg, Lechrai-
ner/Schwabmühle, Industriegebiet Mühlaich/Baumtal. 
 
Nicht förderfähig sind folgende Gebiete: Dorf Denklingen und Dorf Epfach.  
 
Ziel der Gemeinde Denklingen ist es, für ihr Gemeindegebiet eine umfassende Versor-
gung mit Glasfaser bis ins Haus (FTTB) zu erreichen. Momentan ist das aus rechtlichen 
Gründen für Denklingen und Epfach nicht möglich, aber eine spätere Maßnahme könn-
te dieses Ergebnis bringen. Deshalb strebt die Gemeinde Denklingen auch bei der nun 
anstehenden Maßnahme die FTTB-Versorgungsart an. Es wäre ohnehin nur für das 
Erschließungsgebiet Dienhausen möglich, aus wirtschaftlichen Gründen eine andere 
Alternative in Form von FTTC (Glasfaser bis zum Verteilerkasten) zu wählen. Wenn nun 
alle FTTB bekommen sollen, wäre es wiederum aus wirtschaftlichen Gründen sinnvoll, 
die Versorgung bis zur Grundstücksgrenze, wie es die meisten anderen Gemeinden 
auch praktizieren, herzustellen, zumal der Kostenunterschied für die Gemeinde Den-
klingen annähernd 100.000 € betragen würde und die Gemeinde Denklingen bei einer 
späteren Versorgung von Denklingen und Epfach einen weit höheren Betrag für den 
Bereich zwischen Grundstücksgrenze und Gebäude aufbringen müsste. Außerdem ist 
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die Kostentragung für diesen Bereich für den Grundstückseigentümer im Hinblick auf 
die unvergleichlich gute Internetversorgung verträglich. Des Weiteren werden Kosten 
vermieden, sollte kein Interesse am Glasfaseranschluss bestehen.  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Denklingen beschließt, im Zuge des Breitbandförder-
programms die Breitbandversorgung für die Erschließungsgebiete Dienhausen, Weiher-
talstraße 29 -33, Menhofen, Wies 1, Neuhof, Guttenstall, Römerau, Forchau, Lustberg, 
Lechrainer/Schwabmühle, Industriegebiet Mühlaich/Baumtal auszuschreiben. Es ist da-
bei die Alternative zu wählen, alle betroffenen Grundstücke mit Glasfaser, jedoch ohne 
Hausanschlüsse, also ohne Grundstückserschließung zu versorgen. Die Wirtschaftlich-
keitslücke für den Ausbau wird auf 997.538 € geschätzt. Bei einem Fördersatz von 60 
% verbleibt für die Gemeinde Denklingen ein Eigenanteil von ca. 399.000 €. Die Ge-
meindeverwaltung wird beauftragt, in Zusammenarbeit mit dem an die Gemeinde per 
Angebot/Auftrag gebundenen Ingenieurbüro IK-T aus Regensburg das vorgeschriebene 
Auswahlverfahren zur Bestimmung eines Netzbetreibers für den Aus- bzw. Aufbau ei-
nes NGA-Netzes (Next Generation Access Network) durchzuführen.  
 
Abstimmung: Ja 11  Nein 0  Anwesend 11   
 
 

TOP  13 Baumaßnahme Alter Friedhof Epfach - Genehmigung des Nach-
tragsangebotes Nr. 2 des Gewerks "Mauern und Freianlagen" 

 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis vom Nachtragsangebot Nr. 2 der Fa. Lutzenberger. 
Die Sach- und Rechtslage ist dort sowie in der ebenfalls diesem Beschlussvorschlag 
beiliegenden Stellungnahme des Architekturbüros Lex-Kerfers eingehend erläutert. Der 
Gemeinderat beschließt, dass dieses Nachtragsangebot zu genehmigen ist.  
 
 
Abstimmung: Ja 12  Nein 1  Anwesend 13   
 
 

TOP  14 Beschaffung neuer Schutzanzüge für die drei Feuerwehren 

 
Sachverhalt: 
Die drei örtlichen Feuerwehren haben ein Angebot der Fa. BAS Vertriebs GmbH aus 
Planegg vom 24.03.2015 mit einer Angebotssumme von insgesamt 120.639,23 € incl. 
MWSt. vorgelegt, das den von ihnen gewünschten Schutzanzügen entspricht.  
 
Die Angebotssumme teilt sich wie folgt auf: 
45 Schutzanzüge FF Denklingen: 54.594,23 €  
45 Schutzanzüge FF Epfach:  39.627,00 € 
30 Schutzanzüge FF Dienhausen: 26.418,00 € 
 
Da die Angebotssumme 100.000 € überschreitet, musste noch eine beschränkte Aus-
schreibung gemacht werden. 
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Bei dieser beschränkten Ausschreibung wurden 6 Firmen beteiligt, von denen wiederum 
nur die Fa. BAS Betriebs GmbH aus Planegg ein entsprechendes Angebot abgegeben 
hat. Dieses Angebot schließt mit 119.452,20 € incl. MWSt. ab, wobei hier noch ca. 
3.000 € für die Beschriftung der Schutzanzüge dazugerechnet werden muss.  
 
Somit ist die Endsumme des Angebotes vom 24.03.2015 niedriger. 
 
Im Haushalt sind für diese Beschaffung 120.000 € angesetzt. 
  
 
 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, das Angebot der Fa. BAS Vertriebs GmbH aus Planegg 
vom 24.03.2015, das mit insgesamt 120.639,23 € incl. MWSt. abschließt, anzunehmen. 
 
 
 
 
Abstimmung: Ja 13  Nein 0  Anwesend 13   
 
 
 
 
Damit war der öffentliche Teil der Sitzung beendet. Herr Erster Bürgermeister Kießling 
eröffnet nach Ausschluss der Öffentlichkeit den nicht öffentlichen Teil. 
 
Sitzungsende öffentlicher Teil: 20:10 Uhr 
 
 
 
 
 

Michael Kießling    Johann Hartmann 
Erster Bürgermeister    Schriftführer 
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